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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und des 
Bundeskanzleramtes 

1. Abgeordnete 
Martina Renner 
(DIE LINKE.) 

Zu welchem Zeitpunkt erhielt der Bundesnach-
richtendienst bzw. das Bundeskanzleramt als des-
sen Aufsichtsbehörde Kenntnis darüber, dass der 
National Security Agency von einem später als 
Edward Snowden identifizierten Mitarbeiter Do-
kumente in erheblichem Umfang entwendet wur-
den? 

Antwort des Beauftragten für die Nachrichtendienste des Bundes, 
Staatssekretär Klaus-Dieter Fritsche 
vom 28. Oktober 2016 

Der Bundesnachrichtendienst bzw. das Bundeskanzleramt haben dar-
über, dass der National Security Agency von einem später als Edward 
Snowden identifizierten Mitarbeiter Dokumente in erheblichem Umfang 
entwendet wurden, durch die ersten Presseveröffentlichungen erfahren, 
beginnend mit dem Artikel des „the guardian“ vom 7. Juni 2013. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie 

2. Abgeordnete 
Kerstin Andreae 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie viele sektorübergreifende (§ 5 Absatz 2 
des Außenwirtschaftsgesetzes) und sektorspezifi-
sche Investitionsprüfungen (§ 5 Absatz 3 des Au-
ßenwirtschaftsgesetzes) hat das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie (BMWi) ab dem 
Jahr 2008 jeweils jährlich durchgeführt, und in 
wie vielen Fällen hat das BMWi jeweils ein Veto 
eingelegt bzw. ist das Investitionsvorhaben inner-
halb der Prüfungsphase fallen gelassen worden 
(bitte jeweils begründen)? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 1. November 2016 

In den Jahren von 2008 bis Oktober 2016 hat das BMWi Prüfverfahren 
wie folgt durchgeführt. In keinem Fall kam es zu einer Untersagung des 
beabsichtigten Erwerbs. 
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Jahr sektorspezifische  
Prüfungen 

sektorübergreifende  
Prüfungen 

2008 2   / 
2009 6 23 
2010 4 41 
2011 6 34 
2012 6 39 
2013 3 38 
2014 6 51 
2015 3 38 

10/2016 1 34 
 

 
3. Abgeordnete 

Bärbel Höhn 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

In wie vielen Haushalten in Deutschland sind 
nach Kenntnis der Bundesregierung aktuell über-
dimensionierte Wasserzähler installiert, die zu ei-
ner finanziellen Schädigung der Kunden führen, 
und von welchen Summen zuviel gezahlter Was-
sergebühren aufgrund überdimensionierter Zäh-
ler geht die Bundesregierung in den vergangenen 
zehn Jahren aus? 

Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 28. Oktober 2016 

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis von der Zahl der Haushalte in 
Deutschland, in denen überdimensionierte Wasserzähler installiert sein 
könnten und kann deshalb auch keine Angaben darüber machen, ob und 
ggf. in welcher Höhe dies zu einer finanziellen Schädigung der Kunden 
geführt hat. 

 
4. Abgeordnete 

Bärbel Höhn 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche (gesetzlichen) Maßnahmen plant die Bun-
desregierung, um aktuell einerseits den fortdau-
ernden Einbau überdimensionierter Zähler bei 
Neubau oder Austausch zu unterbinden und ande-
rerseits den Kunden ein Instrument zur Durchset-
zung von Erstattungsansprüchen zuviel gezahlter 
Wassergebühren aufgrund überdimensionierter 
Zähler in die Hand zu geben, auch wenn diese in 
der Vergangenheit nicht von sich aus die Über-
prüfung der Größe und den Austausch aktiv ange-
fragt haben, sondern ggf. erst später darauf auf-
merksam geworden sind und/oder sich darauf 
verlassen haben, einen angemessen großen Zähler 
vom Versorger erhalten zu haben? 
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Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 28. Oktober 2016 

Grundsätzlich haben die Wasserversorgungsunternehmen für die vom 
Kunden verbrauchte Wassermenge gemäß den Bestimmungen der Ver-
ordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser 
eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. Im Rahmen der Erstinstal-
lation eines Zählers erhält das Wasserversorgungsunternehmen entspre-
chende Informationen zu dem zu erwartenden Wasserbedarf regelmäßig 
vor Installation des Zählers vom Kunden selbst. Der Wasserversorger 
hat entsprechend dem geltenden technischen Regelwerk nur die Zähler-
größe zu verwenden, die eine einwandfreie Messung des Gesamtwasser-
verbrauchs des Kunden gewährleistet. Insoweit steht dem Wasserversor-
ger ein Bestimmungsrecht zu, das er nach billigem Ermessen und unter 
Abwägung mit den Interessen des Kunden bzw. Anschlussnehmers vor-
zunehmen hat. Vor Einbau der Messeinrichtung ist der Kunde anzuhö-
ren. Die Bundesregierung geht davon aus, dass auf Basis des geltenden 
Rechts bei der Erstinstallation grundsätzlich die richtigen Zählergrößen 
eingebaut wurden bzw. werden. Die Mess- und Eichbehörden der Län-
der haben in der Vergangenheit die Wasserversorgungsunternehmen da-
rauf hingewiesen, dass nach dem Mess- und Eichrecht ein Messgerät so 
aufzustellen, anzuschließen und zu handhaben sei, dass die Richtigkeit 
der Messung gewährleistet ist. Ein bestimmungsgemäßer Verwendungs-
zweck liegt danach vor, wenn dieser innerhalb seines eichrechtlich zu-
gelassenen Belastungs- bzw. Durchflussbereichs verwendet wird. In die-
sem Zusammenhang wurde darauf hingewiesen, dass die Verwendung 
eines Wasserzählers außerhalb seines zulässigen Belastungs- bzw. 
Durchflussbereichs die Richtigkeit der Messung nicht mehr gewährleis-
tet und dies ggf. als Ordnungswidrigkeit geahndet werden kann. Da seit 
einigen Jahren der Wasserverbrauch pro Kopf sinkt, kann dies u. U. dazu 
führen, dass zwischenzeitlich der ursprünglich installierte Wasserzähler 
zu groß dimensioniert ist. Die Rechtsprechung hat in entsprechenden 
Fällen bereits entschieden, dass der Wasserversorger im Rahmen einer 
erneut zu treffenden Ermessensentscheidung den Austausch des Wasser-
zählers im Interesse der Kunden vornehmen muss, wenn sich der tech-
nische Standard, der einen Einfluss auf die Auswahl der Messgeräte hat, 
in einem wesentlichen Maße ändert und beachtenswerte Interessen des 
Kunden geltend gemacht werden. Es liegt in der Verantwortung des 
Kunden, sich ggf. an den zuständigen Wasserversorger zu wenden und 
um Prüfung der Angemessenheit des eingebauten Wasserzählers zu bit-
ten und so eine erneute Ermessensentscheidung des Wasserversorgers 
herbeizuführen. Ob diese Entscheidung billigem Ermessen gemäß § 315 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) entspricht, unterliegt wiederum 
der gerichtlichen Kontrolle. Weitere (gesetzliche) Maßnahmen sind 
nicht erforderlich. 
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5. Abgeordnete 
Susanna 
Karawanskij 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch war das Preisgeld der drei am höchsten 
dotierten Preise der Bundesregierung, die im 
Jahr 2015 an westdeutsche, an ostdeutsche und 
Berliner Preisträgerinnen und Preisträger verge-
ben wurden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rainer Sontowski 
vom 1. November 2016 

Die Angaben können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden. 

 Preisträgerinnen und  
Preisträger in Ost- 
deutschland (2015) 

Preisträgerinnen und  
Preisträger in West- 
deutschland (2015) 

Preisträgerinnen und  
Preisträger in  
Berlin (2015) 

Platz 1: Höchst  
dotierter Einzel- 
preis in Euro,  
Bezeichnung Preis 

80.000 Euro, Theaterpreis 100.000 Euro,  
Deutsch-israelischer  
ARCHES Forschungspreis 

80.000 Euro, Theaterpreis 

Platz 2: Höchst  
dotierter Einzel- 
preis in Euro,  
Bezeichnung Preis 

- 50.000 Euro,  
Deutscher Computer- 
spielpreis, Kategorie / „Bestes  
deutsches Jugendspiel“ 
 
- 50.000 Euro, Theaterpreis 

80.000 Euro,  
Theaterpreis 

75.000 Euro, Verleiherpreis 

Platz 3: Höchst  
dotierter Einzel- 
preis in Euro,  
Bezeichnung Preis 

- 30.000 Euro,  
Gründerwettbewerb –  
Digitale Innovationen 
 
- 30.000 Euro, Spielstätten- 
programmpreis APPLAUS 

- 75.000 Euro,  
Theaterpreis 
 
- 75.000 Euro,  
Verleiherpreis 
 
- 75.000 Euro, Deutscher  
Computerpreis/Kategorie  
„Bestes deutsches Spiel“ 

55.000 Euro, Theaterpreis 

 

 

6. Abgeordnete 
Sylvia Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Aus welchen konkreten Positionen in jeweils wel-
cher Höhe setzt sich die Summe von 939 Mio. 
Euro zusammen, die laut dem von der Bundesre-
gierung am 19. Oktober 2016 beschlossen Ent-
wurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Verant-
wortung der kerntechnischen Entsorgung die 
Atomkraftwerke betreibenden Energieversorgungs-
unternehmen in den Jahren 2015 und 2016 an „tat-
sächlich geleisteten Ausgaben“ zu verzeichnen 
hatten (vgl. im Gesetzentwurf Begründung zu Ar-
tikel 1 § 7 Absatz 2; bitte möglichst konkrete und 
ausführliche Angaben machen)? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 1. November 2016 

Bei den aus der Gesetzesbegründung des Regierungsentwurfs eines Ge-
setzes zur Neuordnung der Verantwortung der kerntechnischen Entsor-
gung zitierten Ausgaben der Kernkraftwerke betreibenden Unternehmen 
handelt es sich um in den Jahren 2015 und 2016 tatsächlich geleistete 
bzw. geplante Ausgaben für die nukleare Entsorgung, die von den Un-
ternehmen nach derzeitiger Rechtslage zu tragen sind. 

Insbesondere handelt es sich um Vorausleistungen auf Beiträge nach der 
Endlagervorausleistungsverordnung, Umlagen nach dem Standortaus-
wahlgesetz, Betriebskosten für die standortnahen Zwischenlager für die 
Aufbewahrung bestrahlter Kernbrennstoffe gemäß § 9a Absatz 2 des 
Atomgesetzes sowie die Lagerung von Betriebs- und Stilllegungsabfäl-
len an den Standorten der Kernkraftwerke, Kosten für die zentrale Zwi-
schenlagerung radioaktiver Abfälle (Transportbehälterlager Gorleben, 
Abfalllager Gorleben, Transportbehälterlager Ahaus, Zwischenlager 
Mitterteich) sowie Kosten für die Pilotkonditionierungsanlage in Gorle-
ben. 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

7. Abgeordneter 
Volker Beck (Köln) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Zahl der seit dem Putschversuch in der 
Türkei gekündigten Imame bzw. weiterer Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Türkisch-Islami-
schen Union der Anstalt für Religion e. V. (vgl. 
www.zdf.de/ZDFmediathek/beitrag/video/28637 
80/Die-Moschee-nebenan?setTime=5.361182, 
circa Minute 5), und wie viele dieser Personen  
haben seitdem in Deutschland Asyl beantragt? 

Antwort des Staatssekretärs Stephan Steinlein 
vom 3. November 2016 

Nach Erkenntnissen der Bundesregierung wurden seit dem gescheiterten 
Putschversuch in der Türkei bislang circa 3 700 Mitarbeiter der Religi-
onsbehörde Diyanet suspendiert, darunter circa 300 Imame, und circa 
1 770 entlassen, darunter circa 250 Imame. Nach den vorliegenden In-
formationen sind hierunter keine Imame der Türkisch-Islamischen 
Union der Anstalt für Religion e. V. (DITIB). 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, wie viele 
DITIB-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter suspendiert oder entlassen wur-
den und wie viele dieser Personen seither Asyl in Deutschland beantragt 
haben. 

 

https://www.zdf.de/dokumentation/zdfzoom/zdfzoom-die-moschee-nebenan-100.html
https://www.zdf.de/dokumentation/zdfzoom/zdfzoom-die-moschee-nebenan-100.html
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8. Abgeordnete 
Agnieszka Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Hat sich mittlerweile eine andere Nation für die 
Entsendung von Kampf- und/oder Rettungshub-
schraubern im Rahmen der Mission MINUSMA 
in Mali bereit erklärt, und wenn nein, prüft die 
Bundesregierung, im Rahmen eines veränderten 
Mandates für die Mission MINUSMA die ent-
sprechenden Fähigkeiten selbst zur Verfügung zu 
stellen? 

Antwort des Staatssekretärs Stephan Steinlein 
vom 1. November 2016 

Seitdem die Niederlande im Juli 2016 bekannt gegeben haben, dass sie 
ihre Hubschrauber aus der VN-Mission MINUSMA aller Voraussicht 
nach Anfang des Jahres 2017 abziehen werden, haben sie zusammen mit 
den Vereinten Nationen nach Ersatz gesucht. Die Bundesregierung hat 
sie dabei unterstützt. Partner wie Kanada oder Belgien haben zwar 
grundsätzlich Interesse geäußert, könnten aber frühestens ab dem Jahr 
2018 Hubschrauberfähigkeiten bei MINUSMA übernehmen. Die Bun-
desregierung hat vor diesem Hintergrund – und abhängig von der Ertei-
lung eines entsprechenden Mandates durch den Deutschen Bundestag – 
entschieden, die drohende Fähigkeitslücke durch die zeitlich befristete 
Entsendung eines Hubschrauberkontingents der Bundeswehr zu über-
brücken. 

In einem gemeinsamen Schreiben des Bundesministers Dr. Frank-Walter 
Steinmeier und der Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen vom 
31. Oktober 2016 an den Generalsekretär der Vereinten Nationen wurde 
die entsprechende Unterstützung für den Flugbetrieb in Gao nach dem 
Abzug der Niederlande durch MedEvac- und Unterstützungshubschrau-
ber mit zusätzlichen Soldatinnen und Soldaten für den Flugbetrieb ab 
2017 angeboten, dies unter der Voraussetzung verbindlicher Zusagen 
anderer Mitgliedstaaten, die Hubschraubergestellung im zweiten Halb-
jahr 2018 zu übernehmen. 

Die Einzelheiten werden in Abstimmung mit den Vereinten Nationen, 
den Niederlanden und anderen Partnern festgelegt werden. 

 
9. Abgeordnete 

Sevim Dağdelen 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch sind die durchschnittlichen Kosten für 
einen Sprachkurs des Goethe-Instituts zur Errei-
chung des Sprachniveaus A1 GER als Vorausset-
zung des Ehegattennachzugs (bitte Kurs- und 
Prüfungsgebühren, besondere Kosten für eine et-
waige Alphabetisierung angeben sowie zusätzlich 
Angaben bezogen auf die zehn Länder mit den 
höchsten Kosten machen), und inwieweit sind 
diese Kosten, die laut Bundestagsdrucksa-
che 16/7288 (Antwort zu Frage 7a) im Jahr 2007 
im weltweiten Durchschnitt bei ca. 640 bis 
680 Euro (in der Türkei 100 Euro mehr) lagen, 
überhaupt zumutbar, da der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) in seinem Urteil „K und A“ 
vom 9. Juli 2015 (C-153/14) Kosten für Integrati-
onsnachweise im Ausland in Höhe von 460 Euro 
als zu hoch erachtet und zudem betont hat, dass 
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auch indirekte Kosten (wie Reisekosten zum Ort 
des Sprachkurses, Entsprechendes muss auch für 
etwaige Übernachtungs- und Lohnausfallkosten 
gelten) berücksichtigt werden müssen und nicht 
auf „eine mögliche Unterstützung durch den Part-
ner“ verwiesen werden kann, da das mit dem Ur-
teil des EuGH nicht vereinbar ist (bitte in Ergän-
zung zu den Antworten der Bundesregierung zu 
den Fragen 27 bis 29 auf Bundestagsdrucksa-
che 18/9651 begründet darlegen)? 

Antwort des Staatssekretärs Stephan Steinlein 
vom 1. November 2016 

Die Kosten für einen Sprachkurs am Goethe-Institut, der zur Ablegung 
der A1-Prüfung führt, sind abhängig von Kursintensität, Dauer und 
Durchführungsort. Sie bewegen sich zwischen 120 und 750 Euro. Die 
Prüfungsgebühren belaufen sich auf 70 bis 120 Euro. Da sich die Kosten 
unter anderem nach den allgemeinen Lebenshaltungskosten vor Ort rich-
ten, sind die Standorte mit den höchsten Kosten derzeit Rio de Janeiro, 
Toronto, New York, Tokio, Rom und Paris. 

Zudem führt das Goethe-Institut in einigen Ländern und Regionen – da-
runter in der Türkei, Südostasien und Nordafrika – auch Alphabetisie-
rungskurse durch, die in der Regel ein kostenloses Zusatzangebot dar-
stellen. 

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass das Erfordernis des 
Spracherwerbs vor Einreise nach Deutschland gemäß § 30 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) nicht voraussetzt, 
Angebote des Goethe-Instituts in Anspruch genommen zu haben. Zahl-
reiche Lernangebote, etwa im Internet, sind kostenlos und werden bei-
spielsweise vom Goethe-Institut zur Verfügung gestellt. Bei Inanspruch-
nahme dieser alternativen Angebote entfallen naturgemäß übrige Kosten 
etwa für Anreise oder Übernachtung. 

Das von Ihnen erwähnte Urteil des EuGH zu „K und A“ vom 9. Juli 2015 
bezieht sich auf eine Fallkonstellation, in der Anmeldekosten zur Inte-
grationsprüfung neben dem Sprachkurs den Familiennachzug erschwert 
haben. Diese Art von Nebenkosten fallen beim Familiennachzug nach 
Deutschland nicht an. Ob andere mit dem Spracherwerb verbundene 
Kosten im Einzelfall einen Härtefall darstellen, fließt jeweils im Zuge 
der Einzelfallprüfung in die Abwägung mit ein. Der Antragsteller oder 
die Antragstellerin hat die Möglichkeit, individuelle Lebensumstände im 
Visumverfahren darzulegen, die einen Spracherwerb unmöglich oder 
unverhältnismäßig machen würden (z. B. gesundheitliche Schwächen, 
Aufenthalt in entlegener Gegend ohne Stromversorgung oder Internet, 
Mittellosigkeit) und dadurch das Vorliegen eines Härtefalls nach § 30 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 6 AufenthG geltend zu machen. 
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10. Abgeordneter 
Dr. André Hahn 
(DIE LINKE.) 

Wie viele Mitglieder des Organisationskomitees 
für die Fußballweltmeisterschaft 2006 erhielten 
vom Auswärtigen Amt einen Diplomatenpass, 
und wie viele Vertreter des Deutschen Olympi-
schen Sportbundes (DOSB) sowie des Deutschen 
Fußball-Bundes (DFB) verfügen aktuell über ei-
nen solchen Diplomatenpass (ohne Berücksichti-
gung des § 4 Absatz 1 bis 4 der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift über die Ausstellung amtli-
cher Pässe der Bundesrepublik Deutschland ge-
nannten Personenkreises)? 

Antwort des Staatssekretärs Stephan Steinlein 
vom 2. November 2016 

Eine auf das Organisationskomitee für die Fußballweltmeisterschaft 
2006, den Deutschen Olympischen Sportbund und den Deutschen Fuß-
ball-Bund zielende automatisierte Auswertung des elektronischen Fach-
verfahrens zur Bearbeitung von Anträgen auf amtliche Pässe hat erge-
ben, dass kein Mitglied dieser Organisationen im Besitz eines Diploma-
tenpasses ist. 

 
11. Abgeordnete 

Inge Höger 
(DIE LINKE.) 

Was ist der Bundesregierung mittlerweile über 
den Fort- oder Ausgang von Untersuchungen in-
nerhalb der sogenannten Küstenwache in Libyen 
bekannt, die nach einer bewaffneten Razzia auf 
dem Rettungsschiff der Organisation Sea-
Watch erfolgen sollten (Bundestagsdrucksa-
che 18/8659 Antwort zu Frage 13), und hält die 
Bundesregierung nach einem weiteren Über- 
fall am 21. Oktober 2016 (https://twitter.com/ 
AndrejHunko/status/789470589954224128) da- 
ran fest, die Täter seien lediglich unerfahrene  
Beamte (vgl. Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 23b der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE. auf Bundestagsdrucksache 18/9965), oder 
zieht sie die Möglichkeit in Betracht, dass es sich 
bei Teilen der sogenannten Küstenwache um 
Banden handelt, die selbst in das Schleuserge-
schäft verstrickt sind? 

Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 2. November 2016 

Zum ersten Teil der Frage wird auf die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 13 auf Bundestagsdrucksache 18/8659 verwiesen; darüber hinaus 
liegen keine weiteren Informationen vor. 

Zum zweiten Teil der Frage haben das Auswärtige Amt und die Deut-
sche Botschaft Tripolis am 21. Oktober 2016 unmittelbar nach Bekannt-
werden des tödlichen Vorfalls durch die deutsche gemeinnützige Privat-
initiative zur zivilen Seenotrettung von Flüchtenden Sea-Watch e. V. 
Kontakt mit den beteiligten Akteuren aufgenommen. 

https://twitter.com/AndrejHunko/status/789470589954224128
https://twitter.com/AndrejHunko/status/789470589954224128
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Aus den der Bundesregierung derzeit vorliegenden Erkenntnissen ergibt 
sich bisher kein eindeutiges Lagebild. Sowohl zu dem Ort des Gesche-
hens als auch zu dem eigentlichen Vorgang gibt es bisher widersprüch-
liche Aussagen. Auch zu den neben der SEA WATCH II beteiligten 
Schiffen liegen noch keine weiteren Informationen vor. Die Bundesre-
gierung setzt sich für die weitere Aufklärung des Vorfalls im Rahmen 
der Zusammenarbeit von EUNAVFOR MED Operation SOPHIA mit 
der libyschen Küstenwache ein. 

Umso wichtiger ist nun die am 26. Oktober 2016 begonnene Ausbildung 
von zunächst 78 ausgewählten Angehörigen der libyschen Küstenwache. 
Menschenrechte, humanitäres Völkerrecht, internationales Seerecht und 
die professionelle Durchführung von Seenotrettungsmaßnahmen wer-
den, neben der allgemeinen seemännischen Ausbildung, zentrale Be-
standteile der Ausbildung sein. 

 
12. Abgeordneter 

Andrej Hunko 
(DIE LINKE.) 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
zum Hergang bzw. zu den Tätern eines weiteren 
Überfalls (vgl. Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 13 auf Bundestagsdrucksache 18/8659) 
durch libysche Uniformierte auf einen Rettungs-
einsatz vor libyschen Hoheitsgewässern, bei dem 
mehrere Geflüchtete starben (SPIEGEL ONLINE 
vom 21. Oktober 2016), und wie will sie aus-
schließen, dass der Vorfall nicht von jener soge-
nannten libyschen Küstenwache verantwortet 
wird, die von ihren Soldaten im Rahmen der Mi-
litärmission EUNAVFOR MED unterstützt und 
sogar trainiert wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 31. Oktober 2016 

Die Schiffe der GSVP-Operation (GSVP = Gemeinsame Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik) EUNAVFOR MED haben am vergangenen 
Wochenende wieder in mehreren Fällen hunderte Menschen aus Seenot 
gerettet, die durch skrupellose Schleuser in Lebensgefahr gebracht wur-
den. Diese Seenotrettungsmaßnahmen erfolgten jedoch nicht in unmit-
telbarer Nähe der SEA WATCH II. 

Das Auswärtige Amt und die Deutsche Botschaft Tripolis haben unmit-
telbar nach Bekanntwerden des tödlichen Vorfalls Kontakt mit verschie-
denen beteiligten Akteuren aufgenommen. 

Die daraus gewonnenen Erkenntnisse ergeben bisher kein eindeutiges 
Lagebild. Sowohl über den Ort des Geschehens als auch über den eigent-
lichen Vorgang gibt es bisher widersprüchliche Aussagen. Auch zu den 
neben der SEA WATCH II beteiligten Schiffen liegen noch keine wei-
teren Informationen vor. Die Bundesregierung setzt sich für die weitere 
Aufklärung des Vorfalls im Rahmen der Zusammenarbeit von  
EUNAVFOR MED Operation SOPHIA mit der libyschen Küstenwache 
ein. 
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Umso wichtiger ist nun die am 26. Oktober 2016 begonnene Ausbildung 
von zunächst 78 ausgewählten Angehörigen der libyschen Küstenwa-
che. Menschenrechte, humanitäres Völkerrecht, internationales Seerecht 
und die professionelle Durchführung von Seenotrettungsmaßnahmen 
werden, neben der allgemeinen seemännischen Ausbildung, zentrale Be-
standteile der Ausbildung sein. 

 
13. Abgeordnete 

Katrin Kunert 
(DIE LINKE.) 

Wie viele der vom Büro der Vereinten Nationen 
für die Koordinierung humanitärer Angelegen-
heiten (OCHA) als prioritär eingestuften belager-
ten oder schwer erreichbaren Orte und Gebiete in 
Syrien können nach Kenntnis der Bundesregie-
rung aktuell mit humanitärer Hilfe versorgt wer-
den (bitte nur getrennt auflisten nach Belagerung 
durch Regime- oder Oppositionskräfte, nicht 
nach einzelnen Orten), und in welchem Umfang 
haben nach Kenntnis der Bundesregierung die 
USA und Russland ihre bisherige Zusammenar-
beit bei der humanitären Versorgung der rund 
100 000 Zivilistinnen und Zivilisten in den von 
der Terrormiliz „Islamischer Staat“ belagerten 
Teilen der Stadt Deir ez-Zor trotz ihrer zeitweili-
gen Verhandlungsunterbrechungen und bestehen-
den Differenzen im Syrienkonflikt fortgesetzt, bei 
der im Rahmen von technisch anspruchsvollen 
Flügen Hilfsgüter aus rund 6 000 Metern Höhe 
mit Spezialfallschirmen abgeworfen werden (vgl. 
die Antwort der Bundesregierung zu Frage 10 
auf Bundestagsdrucksache 18/8543)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 28. Oktober 2016 

Der Plan für den Monat Oktober 2016, den die Vereinten Nationen im 
September 2016 beim syrischen Regime eingereicht haben, sieht die Be-
lieferung von 960 000 Menschen in 29 als prioritär eingestuften Gebie-
ten vor. Im Oktober 2016 konnten rund 77 000 Menschen in belager-
ten Gebieten (das sind 9 Prozent aller in belagerten Gebieten lebenden 
Menschen) mit humanitärer Hilfe versorgt werden – hiervon 
42 000 Menschen in drei vom syrischen Regime belagerten Gebieten 
und 35 000 in vom sogenannten Islamischen Staat (IS) belagertem Ge-
biet. Zudem wurden 20 000 Personen in zwei als schwer erreichbar 
klassifizierten Orten erreicht (Stand 19. Oktober 2016). 

Die vom Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen durchge-
führten Abwürfe von Hilfsgütern in das vom IS belagerte Deir ez-Zor 
wurden zu keinem Zeitpunkt durch eine russisch-amerikanische Ver-
handlungsunterbrechung beeinträchtigt. Seit Beginn der Flüge im April 
2016 bis zum 25. Oktober 2016 konnten bei 141 Flügen insgesamt 
2 583 Tonnen humanitäre Güter abgeworfen werden. 
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14. Abgeordnete 
Katrin Kunert 
(DIE LINKE.) 

Hat die Regierung der Russischen Föderation ih-
ren für den 11. März 2015 verkündeten Ausstieg 
aus der Gemeinsamen Beratungsgruppe des Ver-
trags über konventionelle Streitkräfte in Europa 
(KSE-Vertrag) nach Kenntnis der Bundesregie-
rung mit konkreten Schritten verbunden, die zu 
einer rechtswirksamen Kündigung des KSE-Ver-
trags geführt haben, und falls nein, welche ak-
tuelle Rechtsauffassung vertritt die russische 
Seite nach Kenntnis der Bundesregierung zur 
weiteren rechtlichen Bindung Russlands an das 
KSE-Vertragswerk und die darin vereinbarten An-
teilsobergrenzen für die zu beschränkenden Waf-
fensysteme (Kampfpanzer, gepanzerte Kampffahr-
zeuge, Artilleriewaffen, Kampfflugzeuge und An-
griffshubschrauber)? 

Antwort des Staatssekretärs Stephan Steinlein 
vom 3. November 2016 

Die Russische Föderation hat nach Kenntnis der Bundesregierung von 
den Verfahren zum Rücktritt von dem Vertrag über konventionelle 
Streitkräfte in Europa gemäß Artikel XIX des Vertrags bisher keinen 
Gebrauch gemacht. 

Sie hat bereits am 12. Dezember 2007 einseitig die Implementierung des 
Vertrags und die mit ihm verknüpften internationalen Abkommen aus-
gesetzt. Das russische Außenministerium hatte hierzu ergänzend erklärt, 
dass sich die Russische Föderation während der Suspendierung nicht 
mehr an die Begrenzungen für die konventionellen Streitkräfte, ein-
schließlich der Flankenbegrenzungen, gebunden fühlt (Pressemitteilung 
vom 12. Dezember 2007). Allerdings hatte die Russische Föderation in 
Abstimmung mit den anderen Vertragsstaaten die Mitarbeit im zustän-
digen politischen Gremium, der Gemeinsamen Beratungsgruppe, vorerst 
fortgesetzt. Diese Mitarbeit hat sie im Jahr 2015 eingestellt. Die Russi-
sche Föderation lässt sich dort von der Republik Belarus vertreten. 

 
15. Abgeordneter 

Özcan Mutlu 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

An welche Personen und mit welcher jeweiligen 
Begründung hat die Bundesregierung bzw. das 
Auswärtige Amt Diplomatenpässe – vergleichbar 
zur Ausstellung eines Diplomatenpasses für den 
IOC-Präsidenten Thomas Bach – für Personen, 
die nicht zum klassischen Kreis der Berechtigten 
von Diplomatenpässen gehören (wie z. B. Mit-
glieder der Bundesregierung, Diplomatinnen und 
Diplomaten im Dienste des Auswärtigen Amts 
sowie deren Angehörige und Mitglieder des Bun-
destages), seit dem Jahr 2000 ausgestellt bzw. 
verlängert? 
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Antwort des Staatssekretärs Stephan Steinlein 
vom 1. November 2016 

Nach § 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausstellung amt-
licher Pässe der Bundesrepublik Deutschland (AVVaP) umfasst der 
Kreis der Berechtigten sowohl Mitglieder von Verfassungsorganen 
und Amts- bzw. Mandatsträger, also etwa Mitglieder der Bundesregie-
rung, Diplomatinnen und Diplomaten im Dienste des Auswärtigen Amts 
sowie deren Angehörige und Mitglieder des Bundestages (siehe § 4 Ab-
satz 1 bis 4 AVVaP), als auch Personen, die Reisen im amtlichen Auf-
trag oder im besonderen deutschen Interesse ausführen (§ 4 Absatz 5 
AVVaP). 

Ein Diplomatenpass verleiht keine diplomatische Immunität. Diese wird 
durch die Notifizierung des Inhabers oder der Inhaberin des Diploma-
tenpasses gegenüber dem Gastland als Mitglied der diplomatischen Mis-
sion in Verbindung mit der tatsächlichen Wahrnehmung diplomatischer 
Aufgaben an dieser Vertretung gewährt. 

Die Bundesregierung verfügt über keine gesonderte Auflistung derjeni-
gen Personen, die einen Diplomatenpass nach den Maßgaben des § 4 
Absatz 5 AVVaP erhalten haben. Eine detaillierte automatisierte Aus-
wertung erfordert technisch notwendigerweise weitere konkrete Ein-
grenzungskriterien. Eine händische Aufarbeitung bei über 30 000 Vor-
gängen zu Diplomatenpässen würde eine Vollzeitkraft voraussichtlich 
circa drei Monate lang in Anspruch nehmen und ist daher innerhalb der 
gesetzten Frist nicht möglich. 

Im Übrigen stehen dem Informationsanspruch des Parlaments im kon-
kreten Fall Grundrechte Dritter entgegen. Nach Abwägung des parla-
mentarischen Untersuchungsrechtes mit dem Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung der betroffenen Personen erteilt die Bundesregierung 
grundsätzlich keine Informationen über eine mögliche Ausstellung von 
Diplomatenpässen. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 

16. Abgeordnete 
Irene Mihalic 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwiefern liegen der Bundesregierung aufgrund 
entsprechender Erkenntnisse des Bundeskriminal-
amtes Informationen darüber vor, ob beziehungs-
weise inwiefern Gruppierungen oder Vereinigun-
gen, die der Reichsbürgerbewegung zuzurechnen 
sind, Ziele verfolgen, die Strafgesetzen zuwider-
laufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung oder gegen den Gedanken der Völker-
verständigung richten, und mit welchem Ergebnis 
wurden entsprechende Verfahren in den letzten 
fünf Jahren nach Kenntnis der Bundesregierung 
abgeschlossen? 
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Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 28. Oktober 2016 

Der Bundesregierung liegen keine detaillierten Erkenntnisse vor, gegen 
welche Angehörigen des Reichsbürgerspektrums Ermittlungsverfahren 
eingeleitet und wie diese abgeschlossen wurden. 

Es ist jedoch bekannt, dass Ermittlungsverfahren gegen einzelne Mit-
glieder und Sympathisanten der „Reichsregierungen“ unter anderem we-
gen Verdachts der Amtsanmaßung, der Nötigung und des Missbrauchs 
von Titeln anhängig waren und sind. Im Zusammenhang mit den aktu-
ellen Ereignissen in Sachsen-Anhalt und Bayern wurden Ermittlungs-
verfahren wegen Körperverletzung, Bedrohung, versuchten Totschlags 
und Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte sowie wegen Mordes, 
versuchten Mordes und gefährlicher Körperverletzung eingeleitet. 

Ferner liegen Erkenntnisse zu verschiedenen Ermittlungsverfahren schwer-
punktmäßig wegen des Verdachts gemäß den §§ 86, 86a, 130 des Straf-
gesetzbuches (StGB) vor. Darüber hinaus werden weitere Ermittlungs-
verfahren wegen allgemeinkrimineller Delikte durchgeführt. 

 
17. Abgeordneter 

Richard Pitterle 
(DIE LINKE.) 

Kommen in den Bundesministerien Drucker oder 
Kopierer zum Einsatz, die Ausdrucke oder Kopien 
mit einem sogenannten MIC (Machine Identifica-
tion Code, https://de.wikipedia.org/wiki/Machine_ 
Identification_Code) versehen, und falls ja, ent-
halten diese wasserzeichenähnlichen Kennzeich-
nungen nach Kenntnis der Bundesregierung In-
formationen, die eine Identifizierung des Geräte-
nutzers bzw. Dokumenterstellers zulassen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder 
vom 3. November 2016 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass in Bundesministerien Drucker und/oder Ko-
pierer zum Einsatz kommen, für welche die Implementierung eines soge-
nannten Machine Identification Codes (MIC) bestätigt ist (XEROX) oder 
nach den Angaben öffentlich zugänglicher Quellen zu vermuten steht. 

Eine vollständige Erhebung der davon betroffenen Geräte war in der für 
die Bearbeitung der Frage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich, 
da die technischen Dokumentationen (Handbücher etc.) der im Einsatz 
befindlichen Geräte zahlreicher Hersteller Angaben zu dieser Funktio-
nalität nicht enthalten. 

Bei der Risikobewertung ist darauf hinzuweisen, dass aufgrund gesetzli-
cher Regelungen (vgl. § 37 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes) 
mit der eindeutigen Benennung der das Schriftstück erlassenden Be-
hörde sowie der Unterschrift oder der Namenswiedergabe des Behör-
denleiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten eine transparente 
Kenntlichmachung des Urhebers gegenüber dem Adressaten oder dann 
auch gegenüber Dritten gerade beabsichtigt ist und auch erfolgt. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Machine_
https://de.wikipedia.org/wiki/Machine_
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18. Abgeordnete 
Erika Steinbach 
(CDU/CSU) 

Inwieweit verfügt die Bundesregierung über Kennt-
nisse, dass in den letzten Jahren in Europa aufge-
deckte Terrorstrukturen oder -täter Unterstützung 
von kriminellen Strukturen hatten, haben oder 
diesen angehörten? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 28. Oktober 2016 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse für eine gezielte Unter-
stützung von Terrorstrukturen durch kriminelle Strukturen vor. Selbiges 
gilt für eine Mitgliedschaft von Terroristen in kriminellen Strukturen 
(insbesondere der organisierten Kriminalität). 

Das schließt punktuelle individuelle Kontakte von Terroristen zu krimi-
nellen Strukturen allerdings nicht aus. So verdichten sich einzelne Be-
züge zwischen organisierter Kriminalität und Terrorismus seit 
Ende 2015 in einigen Phänomenbereichen. So können sowohl solche 
Einzeltäter (unabhängig mit welcher Motivation) als auch Täter, die der 
organisierten Kriminalität zuzuordnen sind, über das sogenannte 
Darknet Waffen und Sprengstoff, aber auch gefälschte Dokumente er-
langen. Zudem begehen ebenfalls Täter und Gruppierungen mit terro-
ristischem Hintergrund Geldwäschedelikte im Rahmen ihrer eigenen 
Finanzierung oder erwerben Waffen bei Strukturen der organisierten 
Kriminalität. 

 
19. Abgeordneter 

Matthäus Strebl 
(CDU/CSU) 

Liegen der Bundesregierung vor dem Hinter-
grund des aktuellen Falls des Chemnitzer IS-
Terroristen Jaber Albakr, der sich vor seinem ge-
planten Anschlag auf einer Auslandsreise in 
seiner Herkunftsregion befunden hat, Erkennt-
nisse zu Fällen vor, in denen Asylbewerber aus 
bestimmten Gründen, u. a. Urlaub, Reisen in ihre 
jeweiligen Herkunftsländer unternehmen? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 1. November 2016 

Der Bundesregierung liegen keine belastbaren Erkenntnisse zu den 
Gründen vor, aus denen Asylbewerber Reisen in ihre jeweiligen Her-
kunftsländer unternehmen. Eine Statistik zur Anzahl von Aus- und Wie-
dereinreisen durch Asylbewerber, die zuvor in der Bundesrepublik 
Deutschland Asyl beantragt haben, wird nicht geführt. Werden aus An-
lass des Grenzübertritts Tatsachen bekannt, dass anerkannte Schutzbe-
rechtigte in den Verfolgerstaat zurückgekehrt sind, dokumentiert die 
Grenzbehörde entsprechende Feststellungen und informiert die zustän-
dige Ausländerbehörde in jedem Einzelfall. Diese Daten werden eben-
falls statistisch nicht erfasst. 

 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 15 –  Drucksache 18/10202 

20. Abgeordneter 
Matthäus Strebl 
(CDU/CSU) 

Was unternimmt die Bundesregierung aufgrund 
der Erkenntnisse aus dem vorliegenden Fall – 
siehe Frage 19 –, um zukünftig Reisen von Asyl-
bewerbern in ihre jeweiligen Herkunftsländer aus 
Sicherheitsgründen zu erfassen, bzw. welche 
rechtlichen Konsequenzen für ein laufendes Asyl-
verfahren oder auch ein bereits positiv abgeschlos-
senes Asylverfahren sind aus Sicherheitsgründen 
bei solchen Reisen geplant? 

Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber 
vom 1. November 2016 

Eine Ausreise von Asylbewerbern führt bereits heute zu rechtlichen 
Konsequenzen. So erlischt die Aufenthaltsgestattung eines Asylbewer-
bers im Fall einer Rückkehr in das Herkunftsland, wenn dies als eine 
Rücknahme des Asylantrages zu werten ist (vgl. § 67 Absatz 1 Num-
mer 3 i. V. m. § 33 Absatz 3 des Asylgesetzes (AsylG)). 

Auch bei anerkannten Schutzberechtigten können Reisen in die Her-
kunftsstaaten rechtliche Konsequenzen haben. Personen, denen nach 
Abschluss eines Asylverfahrens ein Aufenthaltstitel nach § 25 Absatz 1 
oder 2 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) erteilt wird, können aller-
dings grundsätzlich Auslandsreisen bis zu sechs Monaten unternehmen, 
ohne dass ihr Aufenthaltstitel erlischt (vgl. § 51 Absatz 1 Nummer 7 
AufenthG). Die Ausländerbehörde kann unter den Voraussetzungen des 
§ 51 Absatz 4 Satz 1 AufenthG auch eine längere Frist für einen Aus-
landsaufenthalt bestimmen, ohne dass die Erlöschenswirkung eintritt. Im 
Fall von Asylberechtigten und Flüchtlingen nach der Genfer Flüchtlings-
konvention erlischt der Aufenthaltstitel nach der vorrangigen Regelung 
des § 51 Absatz 7 Satz 1 AufenthG auch bei einer längeren Auslands-
reise nicht, solange sie im Besitz eines gültigen, von einer deutschen Be-
hörde ausgestellten Reiseausweises für Flüchtlinge sind. Der Ausländer 
hat jedoch aufgrund seiner Anerkennung als Asylberechtigter oder der 
unanfechtbaren Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft durch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge keinen Anspruch auf erneute Er-
teilung eines Aufenthaltstitels, wenn er das Bundesgebiet verlassen hat 
und die Zuständigkeit für die Ausstellung eines Reiseausweises für 
Flüchtlinge auf einen anderen Staat übergegangen ist (vgl. § 51 Ab-
satz 7 Satz 2 AufenthG i. V. m. § 11 der Anlage zur Genfer Flücht-
lingskonvention und Artikel 2 Absatz 1 des Europäischen Übereinkom-
mens über den Übergang der Verantwortung für Flüchtlinge). Ergänzend 
wird darauf hingewiesen, dass der Reiseausweis für Flüchtlinge nicht zu 
Reisen in den Herkunftsstaat berechtigt, vielmehr ist das ausdrücklich 
ausgeschlossen. Kann der Betroffene jedoch ein dringendes humanitäres 
Bedürfnis für eine Reise in den Herkunftsstaat nachweisen, stellt ihm die 
Ausländerbehörde einen Reiseausweis für Ausländer mit kurzer Gültig-
keit für die Dauer dieser Reise aus. 

Handelt es sich um Aufenthalte etwa zu Urlaubszwecken, kann dies ein 
Indiz dafür sein, dass bei dem Asylberechtigten oder Flüchtling keine 
Furcht vor Verfolgung (mehr) vorliegt. Hier kommt ggf. ein Widerruf 
oder eine Rücknahme gemäß den §§ 73, 73a Absatz 2 AsylG in Betracht. 
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Inwieweit Handlungs- bzw. Regelungsbedarf hinsichtlich der Übermitt-
lung von Informationen zwischen den beteiligten Bundes- und Landes-
behörden besteht, wird derzeit geprüft. 

 
21. Abgeordneter 

Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwiefern plant die Bundesregierung die Schaffung 
eines neuen Haftgrundes zur Prävention für sog. 
Gefährder etwa im Strafrecht bzw. in der Strafpro-
zessordnung (vgl. www.zeit.de/politik/deutschland/ 
2016-10/sicherheit-fluechtlinge-ueberpruefung- 
union-chemnitz-terrorverdacht, vom 10. Oktober 
2016), und welche Voraussetzungen sind für die 
Annahme eines solchen Haftgrundes vorgesehen 
(bitte aufschlüsseln nach Kriterien und Dauer)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings 
vom 4. November 2016 

Die Bundesregierung plant nicht die Schaffung eines „neuen Haftgrun-
des zur Prävention für sog. Gefährder“, insbesondere nicht im Strafrecht 
oder in der Strafprozessordnung. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz 

22. Abgeordnete 
Tabea Rößner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Mit welchen Vertretern der Bundesregierung hatte 
der EU-Kommissar Günther Oettinger in den letz-
ten Monaten Gespräche zu seinen Plänen geführt, 
ein EU-weites Leistungsschutzrecht für Presse-
verleger einzuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 28. Oktober 2016 

Die Bundesregierung pflegt aufgabenbedingt eine Vielzahl von Kontak-
ten. Zu einer systematischen Erfassung ihrer Kontakte ist die Bundesre-
gierung nicht verpflichtet und hält diese auch nicht vor. Eine lückenlose 
Aufstellung von sämtlichen Kommunikationsvorgängen einschließlich 
der tatsächlichen Gesprächsinhalte kann daher grundsätzlich nicht über-
mittelt werden. Auch kann nicht ausgeschlossen werden, dass es am 
Rande von Veranstaltungen oder sonstigen Terminen zu Kontakten  
von Vertretern der Bundesregierung mit dem EU-Kommissar Günther  
Oettinger gekommen ist. Inwieweit dies tatsächlich der Fall war, kann 
aus den oben genannten Gründen nicht nachgehalten werden. 

Die Bundesregierung hat vor diesem Hintergrund die erbetene Abfrage 
für die letzten sechs Monate durchgeführt, wobei Gespräche auf Ebene 
der Bundeskanzlerin, der Bundesminister und Bundesministerinnen, der 
Parlamentarischen Staatssekretäre und Parlamentarischen Staatssekretä-
rinnen sowie der Staatssekretäre und Staatssekretärinnen nachvollzogen 

http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-10/sicherheit-fluechtlinge-ueberpruefung-union-chemnitz-terrorverdacht
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-10/sicherheit-fluechtlinge-ueberpruefung-union-chemnitz-terrorverdacht
http://www.zeit.de/politik/deutschland/2016-10/sicherheit-fluechtlinge-ueberpruefung-union-chemnitz-terrorverdacht
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wurden. In der Kürze der Zeit kann die Vollständigkeit der nachfolgen-
den Auflistung für die Beantwortung der Frage jedoch nicht garantiert 
werden. Die Angaben erfolgen auf der Grundlage der vorliegenden Er-
kenntnisse sowie vorhandener Unterlagen und Aufzeichnungen. 

Die Bundesregierung hält mit der Europäischen Kommission einen fort-
laufenden Kontakt zu aktuellen Reformvorhaben. Mit dem EU-Kommis-
sar Günther Oettinger bestand regelmäßiger Austausch zur Reform des 
europäischen Urheberrechts, zu der auch der Vorschlag für ein europäi-
sches Leistungsschutzrecht für Presseverleger gehört. In diesem Zusam-
menhang sind folgende Gespräche zu nennen: 

28. April 2016 Gespräch mit Staatsministerin Prof. Grütters 
24. Mai 2016 Kabinettklausur Meseberg mit Teilnahme von  

Kommissar Oettinger 
6. Juni 2016 Gespräch mit Bundeskanzlerin Dr. Merkel 
21. Juni 2016 Gespräch mit Bundesminister Maas 
24. Oktober 2016 Gespräch mit Bundeskanzlerin Dr. Merkel 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen 

23. Abgeordnete 
Dr. Franziska 
Brantner 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie viele Kinder hatten im Rahmen des Fami-
lienleistungsausgleichs im Jahr 2015 nach § 31 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) Anspruch 
auf die steuerliche Freistellung ihres Existenz-
minimums (bitte anteilig auflisten nach Erhalt 
von Kindergeld nach § 62 ff. EStG oder Kinder-
freibetrag nach § 32 EStG), und wie viele Kinder 
haben Anspruch auf Kindergeld nach dem Bundes-
kindergeldgesetz (BKGG)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 4. November 2016 

Da die Veranlagungsarbeiten für das Jahr 2015 noch nicht abgeschlos-
sen sind, liegen die erbetenen Daten zur steuerlichen Freistellung im 
Veranlagungsverfahren nicht vor. Schätzungen des Fraunhofer-Instituts 
für Angewandte Informationstechnologie gehen für das Jahr 2015 von 
rund 17,3 Millionen Kindern aus, für die Kindergeld gezahlt wurde. Da-
von kommt für rund 4 Millionen Kinder zur Freistellung des steuerlichen 
Existenzminimums der Kinderfreibetrag zur Anwendung. 

Nach der Statistik der Familienkasse der Bundesanstalt für Arbeit wurde 
im Jahr 2015 für durchschnittlich 43 099 Kinder Kindergeld nach dem 
BKGG an durchschnittlich 27 677 Berechtigte ausgezahlt. 
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24. Abgeordneter 
Kai Gehring 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Möglichkeiten zur zielgerichteten und ef-
fizienten Förderung von Investitionen in gesamt-
staatlich bedeutsame Bereiche sollen aus Sicht 
der Bundesregierung verbessert werden (siehe 
Buchstabe B Nummer 3 des Beschlusses der Re-
gierungschefinnen und Regierungschefs von 
Bund und Ländern vom 14. Oktober 2016), und 
für welche Bereiche soll aus Sicht der Bundesre-
gierung von den besseren Möglichkeiten Gebrauch 
gemacht werden – zum Beispiel Sanierung und 
Ausbau der Hochschulbauten/Infrastrukturen des 
Wissens? 

 
25. Abgeordneter 

Kai Gehring 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche einzelnen neuen Kooperationsmöglich-
keiten wie zum Beispiel der weitere Ausbau von 
Ganztagsschulen oder die Stärkung der Inklusion 
eröffnet aus Sicht der Bundesregierung die „grund-
gesetzliche Erweiterung der Mitfinanzierungs-
kompetenzen des Bundes im Bereich der kommu-
nalen Bildungs-Infrastruktur für finanzschwache 
Kommunen“, die die Regierungschefinnen und 
Regierungschefs von Bund und Ländern am 14. Ok-
tober 2016 beschlossen haben, und wie ist der 
weitere Zeitplan zur Umsetzung des Beschlusses? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 1. November 2016 

Die Fragen 24 und 25 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet. 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Ländern 
haben sich am 14. Oktober 2016 grundsätzlich darauf verständigt, die 
Möglichkeiten zur zielgerichteten und effizienten Förderung von Inves-
titionen in gesamtstaatlich bedeutsame Bereiche zu verbessern. Zum ei-
nen soll dazu der Bund künftig mehr Steuerungsrechte bei Finanzhilfen 
erhalten. Zum anderen sollen die Mitfinanzierungskompetenzen des 
Bundes im Bereich der kommunalen Bildungs-Infrastruktur für finanz-
schwache Kommunen begrenzt erweitert werden. Dabei soll eine Orien-
tierung an dem bisher laufenden Bundesprogramm erfolgen (vgl. 
Punkt B Nummer 3 des Beschlusses). 

Diese grundsätzliche Verständigung muss in den nächsten Wochen wei-
ter ausgestaltet werden. Die hierzu erforderlichen Diskussionen werden 
von der Bundesregierung mit den Ländern geführt. 
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26. Abgeordnete 
Susanna 
Karawanskij 
(DIE LINKE.) 

Wie viele Lebensversicherungspolicen wurden 
in den vergangenen fünf Jahren (bis Okto-
ber 2016) nach Kenntnis der Bundesregierung bei 
Lebensversicherungsunternehmen in Deutsch-
land gekündigt bzw. beitragsfrei gestellt (bitte 
nach Jahren aufschlüsseln), und wie viele Le-
bensversicherungspolicen wurden in diesem Zeit-
raum neu abgeschlossen (bitte aufschlüsseln 
nach Jahren und unterteilt in klassisches Modell 
mit Garantiezins und Produkt ohne Garantiever-
sprechen angeben)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 2. November 2016 

Die Anzahl (in tausend Stück) der in den vergangenen fünf Jahren in 
Deutschland gekündigten bzw. betragsfrei gestellten sowie der in diesem 
Zeitraum neu abgeschlossenen Lebensversicherungspolicen sind der 
nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. Vergleichbare unterjährige Zah-
len sowie eine detaillierte Unterteilung des Neugeschäfts nach Produk-
ten mit und ohne Garantiezins liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Anzahl in 1.000 2011 2012 2013 2014 2015 
Abgänge durch Rückkauf  
und Umwandlung in bei- 
tragsfreie Versicherungen 

2.836 2.799 2.636 2.517 2.243 

Neugeschäft 6.309 5.993 5.347 5.570 5.160 
 

 
27. Abgeordnete 

Susanna 
Karawanskij 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch sind aktuell die Solvenzkapitalanforde-
rungen für Versicherungen gemäß Solvency II, auf-
geschlüsselt in die einzelnen Anlageklassen (in Pro-
zent, vgl. Seite 9 unter www.updatemagazineonline. 
com/sites/default/files/articles/files/update-2013-2- 
de-1.pdf), und auf welchen Eckpunkten (bzgl. 
Kosten, Transparenz, erlaubten Kapitalanlagen) 
müsste ein Pan-European Personal Pension Pro-
dukt (PEPP) basieren, damit es die Unterstützung 
der Bundesregierung erfährt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 2. November 2016 

Die für die in dem Artikel „Paradigmenwechsel durch Solvency II“ (up-
date magazineonline von Dennis Nacken und Dr. Christian Schmitt, 
2016) genannten Kapitalanlagen geltenden Bruttosolvenzkapitalanfor-
derungen nach der Standardformel unter Solvency II sind in der nach-
folgenden Tabelle aufgeführt. Dabei ist zu beachten, dass die letztlich 
maßgebende Nettosolvenzkapitalanforderung durch risikomindernde  
oder -erhöhende Effekte bzw. Wechselwirkungen innerhalb der Sol-
venzbilanz von den Werten in der Tabelle abweichen kann. 

http://www.updatemagazineonline.com/sites/default/files/articles/files/update-2013-2-de-1.pdf
http://www.updatemagazineonline.com/sites/default/files/articles/files/update-2013-2-de-1.pdf
http://www.updatemagazineonline.com/sites/default/files/articles/files/update-2013-2-de-1.pdf
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Kapitalanlage- 
klasse 

Zinsände- 
rungsrisiko 

Aktien- 
risiko 

Immobilien- 
risiko 

Spreadrisiko Wechsel- 
kursrisiko 

Marktkonzen- 
trationsrisiko 

Staatsanleihen 
Europa  
(Kernländer) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

0 % 
(Annahme: in der  
einheimischen  
Währung emittiert) 

25 % falls  
relevant 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

0 % 
(Annahme: in  
der einheimischen  
Währung emittiert) 

Staatsanleihen 
Europa  
(Gesamt) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

0 % 
(wenn im euro- 
päischen Wirtschafts- 
raum, sonst abhängig  
von Duration und  
Rating) 

25 % falls  
relevant 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Potenziell relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

Staatsanleihen 
Schwellen- 
länder (BBB,  
5 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

7 % 
(Annahme: in der  
einheimischen  
Währung emittiert) 

25 % falls  
relevant 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant  
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Aktien  
(Europa) 

Nicht  
relevant 

39 % Nicht  
relevant 

Nicht relevant 25 % falls  
relevant 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

Aktien  
(Schwellen- 
länder) 

Nicht  
relevant 

49 % Nicht  
relevant 

Nicht relevant 25 % falls  
relevant 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Unternehmens- 
anleihen (AA,  
5 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

5,5 % 25 % falls  
relevant 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

Unternehmens- 
anleihen (AA,  
10 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

8,5 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

Unternehmens- 
anleihen (A,  
5 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

7 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

Unternehmens- 
anleihen (A,  
10 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

10,5 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

Unternehmens- 
anleihen (BBB,  
5 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

12,5 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 
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Unternehmens- 
anleihen (BBB,  
10 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

20 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Hochzins- 
anleihe (BB  
5 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

22,5 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

Hochzins- 
anleihe (BB  
10 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

35 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Covered  
Bond (AA  
5 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

4,5 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Infrastruktur 
Kredite (A Ra- 
ting, Duration  
20 Jahre) 

Relevant 
(Pauschale  
Angabe  
nicht  
möglich) 

Nicht  
relevant 

Nicht  
relevant 

11,1 % 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Infrastruktur  
Equity 

Nicht  
relevant 

30 % Nicht  
relevant 

Nicht relevant 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Private  
Equity 

Nicht  
relevant 

49 % Nicht  
relevant 

Nicht relevant 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Rohstoffe Nicht  

relevant 
49 % Nicht  

relevant 
Nicht relevant 25 % 

(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

              
Immobilien Nicht  

relevant 
Nicht  
relevant 

25 % Nicht relevant 25 % 
(Annahme: die  
Währung ist  
nicht an den  
€ gekoppelt) 

Relevant 
(Pauschale Angabe  
nicht möglich) 

 
Hinsichtlich der Einführung eines Pan-European Personal Pension Pro-
duct (PEPP) bleibt das Ergebnis der derzeit von der EU-Kommission 
durchgeführten Konsultation abzuwarten. Der rechtliche Rahmen für ein 
solches PEPP sollte den Abschluss von privaten Altersvorsorgeproduk-
ten fördern und dabei die Besonderheiten der nationalen Systeme der 
Mitgliedstaaten berücksichtigen. 
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28. Abgeordneter 
Christian Kühn 
(Tübingen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Plant die Bundesregierung eine Abschaffung oder 
Einschränkung der Erstzugriffsoption von Kom-
munen bzw. Gebietskörperschaften beim Verkauf 
von bundeseigenen Konversionsliegenschaften, 
und wenn ja, inwiefern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jens Spahn 
vom 3. November 2016 

Die Bundesregierung plant keine Abschaffung oder Einschränkung der 
Erstzugriffsoption von Kommunen bzw. Gebietskörperschaften beim 
Verkauf von bundeseigenen Konversionsliegenschaften. 

 
29. Abgeordneter 

Christian Kühn 
(Tübingen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie lange dauern Verkaufsverfahren zwischen der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben und den 
interessierten Gebietskörperschaften beim Verkauf 
von bundeseigenen Konversionsliegenschaften 
durchschnittlich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jens Spahn 
vom 3. November 2016 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) schließt jährlich 
eine Vielzahl von Kaufverträgen. Die erfragten Daten werden dabei sta-
tistisch nicht erfasst und liegen dementsprechend nicht vor. 

Nach Abschnitt II Nummer 6 der Richtlinie der Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben (BImA) zur verbilligten Abgabe von Grundstü-
cken (VerbR), der der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 
am 11. November 2015 zugestimmt hat, sollte das gesamte Verkaufsver-
fahren ab der Ausübung der Erstzugriffsoption bis zur notariellen Beur-
kundung des Kaufvertrages einen Zeitraum von regelmäßig zwei Jahren 
nicht überschreiten. Hierbei handelt es sich nicht um eine Ausschluss- 
sondern um eine Regelfrist. Dieser Zeitraum ist nach Angaben der BImA 
regelmäßig ausreichend. 
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30. Abgeordneter 
Michael Schlecht 
(DIE LINKE.) 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
warum bestimmte Förder-/Investitionsmittel nicht 
oder nur ansatzweise abgerufen werden, wie dies 
in verschiedenen Presseberichten (u. a. Handels-
blatt vom 14./15./16. Oktober 2016) jüngst darge-
stellt wurde (bitte jeweils einzeln zu den verschie-
denen Fonds, insbesondere Kommunaler Investi-
tionsfonds, sozialer Wohnungsbau angeben)? 

 
31. Abgeordneter 

Michael Schlecht 
(DIE LINKE.) 

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre-
gierung aus dem Nicht- oder nur teilweisen Aus-
schöpfen der Förder-/Investitionsmittel, insbeson-
dere in Bezug auf die personelle Ausstattung der 
investierenden Länder/Kommunen, und plant die 
Bundesregierung gezielte Maßnahmen zur Unter-
stützung des Aufbaus von Planungskapazitäten in 
den Ländern und Kommunen? 

 
32. Abgeordneter 

Michael Schlecht 
(DIE LINKE.) 

In welchen spezifischen Kriterien und Formalitä-
ten der einzelnen Förder-/Investitionsprogram-
men sieht die Bundesregierung die Nicht- bzw. 
nur teilweise Ausschöpfung dieser Programmmit-
tel begründet, und welche Abhilfe plant die Bun-
desregierung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jens Spahn 
vom 1. November 2016 

Die Fragen 30, 31 und 32 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Es gibt eine Vielzahl von – häufig auch einzelfallspezifischen – Fakto-
ren, die dazu beitragen können, dass Förder-/Investitionsmittel anders 
als ursprünglich prognostiziert abgerufen bzw. in Anspruch genommen 
werden. Die Bandbreite erstreckt sich dabei von anfänglichen Verzöge-
rungen bei der Programmausgestaltung bis hin zu fehlenden Umset-
zungs- bzw. Durchführungskapazitäten. Im Rahmen der Durchführung 
des Kommunalinvestitionsförderungsfonds prüft das Bundesministe-
rium der Finanzen deshalb gegenwärtig zum Beispiel, inwieweit eine 
Mitfinanzierung maßnahmebezogener Personalkosten möglich ist, so 
dass Umsetzungs- und Durchführungshemmnisse auch auf kommunaler 
Ebene gemildert oder beseitigt werden können. 

Im Übrigen sind die Mittelabflüsse der einzelnen Fonds – und dies gilt 
auch für den Kommunalinvestitionsförderungsfonds – in der Regel ein 
nachlaufender Indikator der Investitionstätigkeit, wenn – wie auch in 
diesem Fall – Mittel erst zur anteiligen Begleichung fälliger Zahlungen 
abgerufen werden können. 
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33. Abgeordneter 
Michael Schlecht 
(DIE LINKE.) 

Sieht die Bundesregierung zu der neuausgelegten 
ÖPP Deutschland AG (neu: Partnerschaft 
Deutschland) die Notwendigkeit für zusätzliche 
Planungskapazitäten auch in den Ländern und 
Kommunen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jens Spahn 
vom 1. November 2016 

Mit der Entscheidung, mit der strukturell wie inhaltlich neu ausgerichte-
ten Partnerschaft Deutschland (PD) ein umfassendes Beratungsangebot 
für Kommunen für alle Beschaffungsvarianten einzurichten, folgt die 
Bundesregierung unter anderem auch einem Vorschlag der Experten-
kommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“. Daneben 
ergibt sich die Notwendigkeit für zusätzliche Planungskapazitäten eben-
falls aus einem von den Kommunen selbst artikulierten Bedarf. Eine 
Kommunalbefragung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Ener-
gie aus dem Jahr 2015 von mehr als 1 000 kommunalen Finanzverant-
wortlichen im Bundesgebiet hat gezeigt, dass ein Beratungsbedarf von 
Kommunen im investiven Bereich besteht. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales 

34. Abgeordneter 
Dr. Christoph 
Bergner 
(CDU/CSU) 

Umfasst die vorgesehene Neuregelung des Geset-
zes zur Regelung von Ansprüchen ausländischer 
Personen in der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
und in der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch auch den Ausschluss von er-
werbstätigen Arbeitslosengeld-II-Beziehern, sog. 
Aufstockern aus dem EU-Ausland von Sozialleis-
tungen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 31. Oktober 2016 

Der Gesetzentwurf zur Regelung von Ansprüchen ausländischer Perso-
nen nach dem Zweiten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch enthält 
keine Neuregelungen für erwerbstätige Ausländerinnen und Ausländer. 
Wer in Deutschland als Arbeitnehmer, Arbeitnehmerin oder selbststän-
dig tätig ist, erhält wie bisher – bei Vorliegen der weiteren Vorausset-
zungen – ergänzende Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II). 

Dies wird im Fall von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern durch den 
Gleichbehandlungsgrundsatz der Europäischen Verträge und des euro-
päischen Sekundärrechts vorgegeben, der u. a. in der Freizügigkeits-
richtlinie 2004/38/EG und der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 über die 
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Freizügigkeit der Arbeitnehmer niedergelegt ist. Die zulässigen Ausnah-
men vom Gleichbehandlungsgrundsatz beim Zugang zu Sozialhilfeleis-
tungen, wozu das SGB II nach europäischer Einordnung gehört, sind 
durch Artikel 24 Absatz 2 der Freizügigkeitsrichtlinie 2004/38/EG vor-
gegeben. Eine Ungleichbehandlung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, Selbstständigen, Personen, denen dieser Status nach Ende ei-
ner Erwerbstätigkeit erhalten bleibt, und ihren Familienangehörigen 
wäre insofern als unionsrechtswidrig anzusehen. 

 
35. Abgeordneter 

Dr. Christoph 
Bergner 
(CDU/CSU) 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, auf die 
stark gestiegene Zahl der erwerbstätigen Arbeits-
losengeld-II-Bezieher in der Gruppe der EU-
Ausländer (vgl. FAZ vom 2. August 2016) zu re-
agieren, etwa durch genaue Prüfung der Erwerbs-
tätigkeit oder durch die Schaffung entsprechender 
Voraussetzungen für die Erteilung eines Gewer-
bescheins? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 31. Oktober 2016 

Die Frage, ob eine Person erwerbstätig ist, wird bereits gegenwärtig von 
den Jobcentern sehr genau geprüft. Die Fachlichen Weisungen der Bun-
desagentur für Arbeit zu § 7 SGB II enthalten Kriterien, die sich an der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur Arbeitneh-
mer- und Selbstständigeneigenschaft orientieren. In Fällen wie den an-
gesprochenen kommt es insbesondere darauf an, ob die Tätigkeit nur un-
tergeordnet und unwesentlich ist. In solchen Fällen ist die Erwerbstäti-
geneigenschaft zu verneinen. Die Jobcenter führen dazu eine Gesamt-
schau der Tätigkeit durch und berücksichtigen unter anderem den zeitli-
chen Umfang der Tätigkeit oder das Bestehen von Ansprüchen auf Ent-
geltfortzahlung oder Urlaub. In Zweifelsfällen befragen die Jobcenter 
die Antragsteller sehr detailliert zu ihrer behaupteten Erwerbstätigkeit. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales prüft außerdem aktuell, 
ob den Jobcentern weitere europarechtskonforme Kriterien an die Hand 
gegeben werden können, mit denen die Erwerbstätigeneigenschaft fest-
gestellt werden kann. 

Zur Aufdeckung von Missbrauchsfällen arbeiten die Jobcenter eng mit 
den Behörden der Finanzverwaltung und der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit beim Zoll zusammen. Das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales prüft derzeit gemeinsam mit dem Bundesministerium des Innern, 
ob es zur Aufdeckung von Missbrauchsfällen möglich und erforderlich 
ist, den Datenaustausch zwischen den Meldebehörden und den Jobcen-
tern weiter zu verbessern. 

Änderungen der Gewerbeordnung (GewO) sind nicht beabsichtigt. Die 
Gewerbebehörde hat den Empfang der Gewerbeanzeige gemäß § 15 Ab-
satz 1 GewO innerhalb von drei Tagen nach Eingang zu bestätigen. Der 
Gewerbetreibende hat damit Gewissheit darüber, dass seine Gewerbean-
zeige eingegangen ist. Eine weitergehende rechtliche Bedeutung kommt 
der Empfangsbestätigung (Gewerbeschein) nicht zu, insbesondere ist die 
Empfangsbestätigung nicht Voraussetzung für die Aufnahme und Aus-
übung einer gewerbsmäßigen Tätigkeit. Sofern erkennbar kein Gewerbe 
vorliegt oder die angemeldete Tätigkeit erkennbar nicht selbstständig 



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode  – 26 –  Drucksache 18/10202 

ausgeübt wird, kann die Gewerbeanzeige zurückgewiesen und die Emp-
fangsbescheinigung verweigert werden. Eine darüber hinausgehende 
Prüfung im Rahmen der Gewerbeanzeige, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang eine selbstständige Tätigkeit tatsächlich ausgeübt wird, 
findet nicht statt. 

Die Empfangsbestätigung ist daher auch nicht als Nachweis gegenüber 
dem Jobcenter dafür ausreichend, dass jemand selbstständig erwerbstä-
tig ist. Sie wird lediglich von den Jobcentern als ein Indiz bei der Prüfung 
der Selbstständigkeit berücksichtigt. Allein aufgrund der Empfangsbe-
stätigung werden keine Leistungen nach dem SGB II gewährt. 

 
36. Abgeordneter 

Matthias W. 
Birkwald 
(DIE LINKE.) 

Wie hoch war das Nettogesamtversorgungsniveau, 
wie es im Alterssicherungsbericht 2012 in Teil E 
für die verschiedenen Modellfälle errechnet wird 
für die jeweiligen Modellerwerbsverläufe im Jahr 
2000 (alleine aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung) sowie im Jahr 2005, und wie wäre es 
ausgefallen, wenn die Personen mit 67 Jahren in 
Rente gegangen wären? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 2. November 2016 

Die Berechnung eines Gesamtversorgungsniveaus gemäß § 154 Ab-
satz 2 Satz 5 SGB VI für das Jahr 2000 liegt für die in den Alterssiche-
rungsberichten dargestellten Modellfälle nicht vor. Das Gesamtversor-
gungsniveau der sechs Modellfälle im Jahr 2005 ist im Alterssicherungs-
bericht 2005 (Bundestagsdrucksache 16/906) im Teil E dargestellt. Be-
rechnungen für Rentenzugänge im Alter 67 wurden nicht erstellt, da die 
Ergebnisse im Alterssicherungsbericht für unterschiedliche Zugangs-
jahrgänge dann nicht mehr vergleichbar wären. 

 
37. Abgeordnete 

Jutta Eckenbach 
(CDU/CSU) 

In welcher Höhe haben die Bundesländer im 
Jahr 2015 Bundesmittel aufgrund der Beteiligung 
des Bundes an den Leistungen für Unterkunft und 
Heizung abgerufen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 28. Oktober 2016 

Die 16 Bundesländer haben im Jahr 2015 insgesamt Bundesmittel auf-
grund der Beteiligung des Bundes an den Leistungen für Unterkunft  
und Heizung in Höhe von rund 4 955,5 Mio. Euro abgerufen. Darüber 
hinaus hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Jahr 2015 
insgesamt rund 293,5 Mio. Euro infolge einer Entscheidung des Bundes-
sozialgerichts vom 10. März 2015 an insgesamt 14 Bundesländer für  
im Jahr 2014 einbehaltene Beträge (einschließlich Zinsen) ausgezahlt. 
Der Einbehalt im Jahr 2014 lag in der aus Sicht des Bundes vorzuneh-
menden Spitzabrechnung von Bildungs- und Teilhabeleistungen für  
das Jahr 2012 begründet. Damit wurden im Jahr 2015 insgesamt rund 
5 249 Mio. Euro verausgabt. 
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38. Abgeordnete 
Jutta Eckenbach 
(CDU/CSU) 

Welchen Anteil haben die Bundesländer von den 
abgerufenen Mitteln für Unterkunft und Heizung 
für das Bildungs- und Teilhabepaket ausgegeben 
und entsprechend der gesetzlichen Verpflichtung 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
mitgeteilt? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 28. Oktober 2016 

Die Beteiligungssätze für das Bildungs- und Teilhabepaket werden jähr-
lich in der Bundesbeteiligungsfestlegungsverordnung (BBFestV) festge-
legt (§ 46 Absatz 7 SGB II). Gemäß der BBFestV 2015 lag der bundes-
durchschnittliche Beteiligungssatz rückwirkend für das Jahr 2015 und 
vorläufig für das Jahr 2016 bei 3,8 Prozentpunkten. 

Gemäß § 46 Absatz 8 SGB II ermitteln die Länder die Gesamtausgaben 
für Bildungs- und Teilhabeleistungen nach § 28 SGB II sowie nach § 6b 
des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) und teilen diese dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales zum 31. März des Folgejahres mit. 
Die von den Ländern gemeldeten Ausgaben belaufen sich für das Jahr 
2015 auf 569,5 Mio. Euro. 

 
39. Abgeordnete 

Jutta Eckenbach 
(CDU/CSU) 

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wie 
die einzelnen Bundesländer bei der Bewilligung 
der Lernförderung bei festgestellter Lese-/Recht-
schreibschwäche und bei Dyskalkulie verfahren? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 28. Oktober 2016 

Träger des Bildungs- und Teilhabepakets sind die Kreise und kreisfreien 
Städte. Die Rechts- bzw. Fachaufsicht und dementsprechend die Ausle-
gung der gesetzlichen Regelungen obliegt den jeweils zuständigen Lan-
desministerien und nicht dem Bund. Deshalb kann die Bundesregierung 
über die Bewilligung der Lernförderung bei festgestellter Lese-/Recht-
schreibschwäche und bei Dyskalkulie im Rahmen des Bildungs- und 
Teilhabepakets keine Auskünfte erteilen. 
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40. Abgeordnete 
Dr. Rosemarie Hein 
(DIE LINKE.) 

Durch wen muss eine logopädische Behandlung 
genehmigt werden, damit eine nicht krankenver-
sicherte Geflüchtete, die mit einer Trachealkanüle 
versorgt werden musste, durch logopädische Ver-
sorgung wieder schlucken und sprechen lernen 
kann? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 31. Oktober 2016 

Die Zuständigkeit für die Genehmigung beziehungsweise Bewilligung 
einer logopädischen Versorgung für eine nicht krankenversicherte Ge-
flüchtete richtet sich nach dem einschlägigen Leistungsrecht. 

Für Geflüchtete, die aufgrund ihres aufenthaltsrechtlichen Status (z. B. 
als Asylbewerber oder Geduldete) zum Kreis der Leistungsberechtigten 
nach § 1 Absatz 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) gehö-
ren, werden Gesundheitsleistungen auf der Grundlage dieses Gesetzes 
gewährt, sofern die weiteren Leistungsvoraussetzungen (insbesondere 
Hilfebedürftigkeit) vorliegen. 

Während der ersten 15 Monate erfolgt die Versorgung der Leistungsbe-
rechtigten nach den §§ 1 und 3 AsylbLG mit Gesundheitsleistungen auf 
der Grundlage der §§ 4, 6 AsylbLG. § 4 Absatz 1 AsylbLG gibt für diese 
Personen eine eingeschränkte Versorgung im Krankheitsfall bei akuten 
Erkrankungen und Schmerzzuständen vor. Die Versorgung umfasst die 
erforderliche ärztliche und zahnärztliche Behandlung sowie sonstige zur 
Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder 
Krankheitsfolgen erforderliche Leistungen. Der Anspruchsumfang 
nach § 4 Absatz 1 AsylbLG ist jedoch auch bei der Gewährung von Heil-
mitteln wie einer Logopädiemaßnahme auf eine medizinische Grundver-
sorgung bei akuten Erkrankungen und Schmerzzuständen beschränkt. 
Chronische Erkrankungen lösen dagegen nach der gesetzlichen Begrün-
dung zu § 4 Absatz 1 AsylbLG regelmäßig keine Leistungspflicht nach 
dieser Norm aus (vgl. Bundestagsdrucksache 12/4451, S. 9). Der An-
spruch nach § 4 Absatz 1 AsylbLG wird jedoch ergänzt durch die Öff-
nungsklausel nach § 6 Absatz 1 AsylbLG. 

Nach dieser Vorschrift können „sonstige Leistungen“ insbesondere ge-
währt werden, wenn dies zur Sicherung der Gesundheit unerlässlich ist. 
Das AsylbLG eröffnet damit, um Einzelfällen gerecht zu werden, auch 
den Zugang zu einer über den Leistungsumfang nach § 4 Absatz 1 
AsylbLG hinausgehenden Gesundheitsversorgung. 

Die Entscheidung über die Ansprüche nach den §§ 4, 6 AsylbLG obliegt 
nach dem Verfassungsrecht den für die Durchführung des AsylbLG nach 
dem jeweiligen Landesrecht zuständigen Stellen, da die Länder das 
AsylbLG als eigene Angelegenheit ausführen. Diese Stellen haben die 
ärztliche und zahnärztliche Versorgung der Leistungsberechtigten nach 
dem AsylbLG sicherzustellen. Sie entscheiden damit auch über die Ver-
fahrensgestaltung der Leistungsgewährung (einschließlich eventueller 
gesonderter Genehmigungserfordernisse für bestimmte Behandlungen). 
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Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG, die sich bereits seit mehr als 
15 Monaten in Deutschland aufhalten, unterfallen i. d. R. § 2 Absatz 1 
AsylbLG, sodass sie Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch (SGB XII) erhalten. Es handelt sich dabei um sogenannte Ana-
logleistungen. Die Gesundheitsversorgung der Bezieherinnen und Be-
zieher von Analogleistungen erfolgt in der Regel – ebenso wie bei den 
Bezieherinnen und Beziehern von Sozialhilfe – durch die Krankenkas-
sen gegen Kostenerstattung auf der Grundlage von § 264 Absatz 2 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch i. V. m. § 2 Absatz 1 AsylbLG, 
§ 23 Absatz 1, § 48 Satz 2 SGB XII. Diese Personen haben wie Hilfe-
empfänger nach dem SGB XII Anspruch auf Krankenbehandlung auf 
dem Niveau der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), sind jedoch 
anders als Leistungsberechtigte nach dem SGB II keine Versicherten der 
GKV. Eine logopädische Versorgung kann von ihnen dann im gleichen 
Umfang beansprucht werden wie von gesetzlich Krankenversicherten. 
Dies gilt auch für die Frage, ob die Verordnung einer Logopädiemaß-
nahme der Krankenkasse zur Genehmigung vorzulegen ist. Die Verord-
nung von Leistungen der Stimm-, Sprech- und Sprachtherapie zulasten 
der gesetzlichen Krankenkassen wird in der Heilmittel-Richtlinie des 
Gemeinsamen Bundesausschusses geregelt. Diese unterscheidet zwi-
schen Verordnungen des Regelfalls, für die eine bestimmte Anzahl von 
Behandlungseinheiten verordnet werden kann, und Verordnungen au-
ßerhalb des Regelfalls, weil sich die Behandlung mit der vorgesehenen 
Gesamtverordnungsmenge nicht abschließen lässt. Eine Verordnung au-
ßerhalb des Regelfalls ist der zuständigen Krankenkasse zur Genehmi-
gung vorzulegen. Diese kann Leistungen außerhalb des Regelfalls bei 
Patientinnen und Patienten mit schweren dauerhaften funktionel-
len/strukturellen Schädigungen auch langfristig genehmigen. 

Geflüchtete, denen der Asylstatus oder ein anderweitiger Schutzstatus 
zuerkannt wurde, sind ab diesem Zeitpunkt im Gesundheitssystem 
grundsätzlich Inländern gleichgestellt. Sofern nicht unmittelbar bei-
spielsweise eine versicherungspflichtige Beschäftigung aufgenommen 
wird, werden auch erwerbsfähige Asyl- bzw. Schutzberechtigte als Be-
zieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II grundsätzlich in der 
GKV pflichtversichert, sofern sie die entsprechenden Anspruchsvoraus-
setzungen erfüllen. Besteht hiernach kein Versicherungsschutz, kom-
men – im Falle von Hilfebedürftigkeit – Ansprüche auf Hilfen zur Ge-
sundheit nach dem SGB XII in Betracht (§ 23 Absatz 1, § 48 SGB XII, 
§ 264 Absatz 2 SGB V). Der Leistungsumfang dieser Hilfen entspricht 
dem der GKV. 

 
41. Abgeordnete 

Dr. Rosemarie Hein 
(DIE LINKE.) 

Was hat die in der Antwort der Bundesregierung 
auf meine Schriftliche Frage 45 auf Bundestags-
drucksache 18/9390 angekündigte Überprüfung 
der EU-Rechtskonformität hinsichtlich der An-
wendung der Tariftreueklausel auf Unternehmen, 
die aufgrund des sogenannten Überwiegensprin-
zips nicht in den betrieblichen Geltungsbereich 
fallen, ergeben? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 4. November 2016 

Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 
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42. Abgeordnete 
Brigitte Pothmer 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie haben sich die Zahl der Selbstständigen mit 
einem Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag 
nach § 28a SGB III, die Zahl der Selbstständigen, 
die aufgrund dieser Einzahlungen Leistungen aus 
der Arbeitslosenversicherung beziehen und die 
daraus resultierenden Einnahmen und Ausgaben 
der Arbeitslosenversicherung jährlich seit 2012 
entwickelt (bitte für 2016 die zuletzt verfügbaren 
Zahlen angeben), und wie hat sich im Vergleich 
dazu das Verhältnis zwischen Versicherten und 
Leistungsbeziehern in der Arbeitslosenversiche-
rung insgesamt im gleichen Zeitraum entwickelt 
(bitte für 2016 die zuletzt verfügbaren Zahlen an-
geben)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 31. Oktober 2016 

Die Entwicklung der Zahl der Selbstständigen mit einem Versicherungs-
pflichtverhältnis auf Antrag nach § 28a SGB III wird in der Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit abgebildet. Die Ausgaben für Arbeitslosen-
geld bei Arbeitslosigkeit und während beruflicher Weiterbildung werden 
nicht nach Vorversicherungszeiten differenziert, so dass die Frage nach 
den aus dieser Rechtsgrundlage resultierenden Ausgaben nicht exakt be-
antwortet werden kann. 

Die Beantwortung der Fragen ergibt sich aus den beigefügten Tabellen 1 
bis 3. 
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43. Abgeordneter 
Stephan Stracke 
(CDU/CSU) 

Handelt es sich bei den Branchenzuschlagstarif-
verträgen ebenfalls um Tarifverträge, für welche 
die Übergangsfrist des § 19 Absatz 2 des Geset-
zes zur Regelung der Arbeitnehmerüberlassung 
gilt, so dass bei ihrer Anwendung die ersten neun 
Monate der Überlassung im Sinne des § 8 Ab-
satz 4 Satz 1 ebenfalls erst ab dem 1. April 2017 
gezählt werden? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 31. Oktober 2016 

Der am 21. Oktober 2016 vom Deutschen Bundestag beschlossene Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgeset-
zes und anderer Gesetze sieht unter anderem vor, dass mit einem Tarif-
vertrag hinsichtlich des Arbeitsentgelts grundsätzlich nur noch bis zu 
neun Monate vom Gleichstellungsgrundsatz abgewichen werden kann. 
Für die Berechnung der Neunmonatsfrist sieht der Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages eine Übergangsregelung vor. Nach § 19 Ab-
satz 2 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes in der Form des Gesetzes-
beschlusses sind Einsatzzeiten erst ab dem 1. April 2017 zu zählen. Mit 
bestehenden Branchenzuschlagstarifverträgen kann im Zusammenhang 
mit den zugrundeliegenden Entgelttarifverträgen von der genannten Ab-
weichungsmöglichkeit deshalb bis zum 31. Dezember 2017 Gebrauch 
gemacht werden. Ab dem 1. Januar 2018 kann hinsichtlich des Arbeits-
entgelts nur dann länger vom Gleichstellungsgrundsatz abgewichen wer-
den, wenn die in § 8 Absatz 4 Satz 2 des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer Gesetze 
enthaltenen Anforderungen erfüllt sind. 

 
44. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Um wieviel ist nach Kenntnis der Bundesregie-
rung seit Beginn des Jahres 2016 der Sozialhilfe-
bezug von Unionsbürgerinnen (Personen und Kos-
ten) gestiegen (wenn möglich aufgeschlüsselt nach 
Bundesländern angeben), und in welchem Um-
fang ist das auf das Urteil des Bundessozialge-
richts vom 3. Dezember 2015 (BSG, 3. Dezem-
ber 2015, B 4 AS 59/13 R; B 4 AS 44/15 R und 
B 4 AS 43/15 R) zurückzuführen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 28. Oktober 2016 

Die Entwicklung der Zahl der Unionsbürgerinnen mit Bezug von Grund-
sicherungsleistungen nach dem Vierten Kapitel SGB XII seit Ende des 
4. Quartals 2015 kann der nachfolgenden Tabelle entnommen werden. 
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Nicht deutsche Empfängerinnen von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung  
(4. Kapitel SGB XII) 
Staatsangehö-
rigkeit 

Deutschland insgesamt 
am Ende des 
4. Quartals 
2015 

am Ende des 
1. Quartals 
2016 

Veränderung 
zum vorgehen-
den Quartal ab-
solut 

Am Ende des 
2. Quartals 
2016 

Veränderung 
zum vorgehen-
den Quartal ab-
solut 

Belgien 104 99 -5 92 -7 
Bulgarien 406 451 45 462 11 
Dänemark 41 40 -1 41 1 
Estland 76 76 0 80 4 
Finnland 62 62 0 61 -1 
Frankreich 414 423 9 423 0 
Griechenland 2998 3059 61 3101 42 
Irland 28 28 0 29 1 
Italien 3484 3489 5 3556 67 
Kroatien 2372 2384 12 2362 -22 
Lettland 342 347 5 352 5 
Litauen 273 280 7 289 9 
Luxemburg 23 20 -3 21 1 
Malta 3 4 1 4 0 
Niederlande 406 400 -6 401 1 
Österreich 805 808 3 795 -13 
Polen 2569 2675 106 2750 75 
Portugal 656 659 3 659 0 
Rumänien 874 917 43 921 4 
Schweden 41 43 2 40 -3 
Slowakei 82 84 2 87 3 
Slowenien 197 199 2 193 -6 
Spanien 518 507 -11 507 0 
Tschechische 
Republik 

262 268 6 276 8 

Ungarn 292 294 2 303 9 
Vereinigtes Kö-
nigreich 

317 319 2 320 1 

Zypern 4 4 0 4 0 
Insgesamt 17649 17939 290 18129 190 

 
Der Anstieg bei den Bezieherinnen von Leistungen nach dem Vierten 
Kapitel des SGB XII dürfte mit den genannten BSG-Urteilen nicht in 
Zusammenhang stehen, da diese alleine zu möglichen Ansprüchen von 
Unionsbürgern auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Ka-
pitel des SGB XII ergangen sind. Außerdem erfüllen insbesondere 
arbeitsuchende Unionsbürger in der Regel nicht die Voraussetzungen 
der Grundsicherung nach dem Vierten Kapitel des SGB XII (Eintritt in 
das Rentenalter oder dauerhafte volle Erwerbsminderung). 
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Zahlen zu den Leistungsempfängern von Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach dem Dritten Kapitel SGB XII liegen nur bis Ende 2015 vor 
(4 054 Personen außerhalb von Einrichtungen). Zu der Frage, ob die An-
zahl von Unionsbürgerinnen, die Leistungen nach dem Dritten Kapitel 
des SGB XII beziehen, seit Beginn des Jahres 2016 gestiegen ist und 
wenn ja, um wieviel, kann die Bundesregierung somit keine Aussage 
treffen. 

Die amtliche Sozialhilfestatistik erfasst die Ausgaben lediglich getrennt 
nach innerhalb und außerhalb von Einrichtungen gewährten Hilfearten. 
Ausgaben der Sozialhilfe sind daher nicht bestimmten Personengruppen 
zuzuordnen, wie z. B. Unionsbürgern, mit Bezug von Leistungen 
nach dem Dritten oder Vierten Kapitel SGB XII. 

Eine Aufschlüsselung nach Bundesländern ist aufgrund der aufwendigen 
Aufbereitung der Daten in der gesetzten Frist nicht möglich. 

 
45. Abgeordnete 

Sabine 
Zimmermann 
(Zwickau) 
(DIE LINKE.) 

Gegenüber wie vielen SGB-II-Leistungsberech-
tigten wurden in den Jahren 2014, 2015 und bis-
lang in diesem Jahr Geldbußen nach § 63 SGB II 
verhängt (aufgelistet nach insgesamt und Grün-
den)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 2. November 2016 

Die gewünschten Daten liegen nur aus den gemeinsamen Einrichtungen 
vor, die etwa 75 Prozent der Jobcenter in Deutschland ausmachen. Die 
übrigen 25 Prozent sind zugelassene kommunale Träger, die der Auf-
sicht der Bundesländer und damit nicht der Aufsicht des Bundes unter-
stehen. Die von den zugelassenen kommunalen Trägern verhängten 
Geldbußen werden auf Bundesebene nicht erfasst. 

In den gemeinsamen Einrichtungen wurden in den Jahren 2014, 2015 
und bis einschließlich September 2016 folgende Geldbußen nach § 63 
SGB II gegen Leistungsberechtigte differenziert nach Tatbeständen ver-
hängt: 

  2014 2015 20161 
Nummer 3 50 40 24 
Nummer 6 und 72 23.691 18.079 15.315 
Nummer 63 0 0 111 
Summe 23.741 18.119 15.450 

 
Die übrigen Tatbestände des § 63 SGB II können nicht von Leistungs-
berechtigten verwirklicht werden. 

 

                                                            
1 Auswertung der Monate Januar bis September. 
2 § 63 Absatz 1 Nummer 6 in der bis 31. Juli gültigen Fassung; § 63 Absatz 1 Nummer 7 in der seit 1. August 2016 gültigen Fassung. 
3 § 63 Absatz 1 Nummer 6 in der seit 1. August 2016 gültigen Fassung. 
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46. Abgeordnete 
Sabine 
Zimmermann 
(Zwickau) 
(DIE LINKE.) 

Auf welche Höhe beliefen sich die verhängten 
Geldbußen jeweils nach Gründen insgesamt und 
durchschnittlich pro Geldbuße nach Gründen im 
Jahr 2015 und bislang in diesem Jahr? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 2. November 2016 

Aus der nachfolgenden Tabelle ergibt sich die Summe der insgesamt ge-
gen Leistungsberechtigte verhängten Geldbußen nach § 63 SGB II dif-
ferenziert nach Tatbeständen (in Euro). 

  2014 2015 20161 
Nummer 3 10.030 11.110 10.360 
Nummer 6 und 72 3.025.192 2.305.408 1.927.769 
Nummer 63 0 0 19.941 
Summe 3.035.222 2.316.518 1.958.070 

 

Aus der nachfolgenden Tabelle ergibt sich die durchschnittliche Höhe 
der gegen Leistungsberechtigte verhängten Geldbußen nach § 63 SGB II 
differenziert nach Tatbeständen (gerundet in Euro). 

  2014 2015 20161 
Nummer 3 200,00 280,00 430,00 
Nummer 6 und 72 130,00 130,00 125,00 
Nummer 63 0 0 180,00 
Durchschnitt gesamt 130,00 130,00 125,00 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft 

47. Abgeordnete 
Bärbel Höhn 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Entwicklung haben die Lebendtierex-
porte aus Deutschland/aus der EU in den vergan-
genen fünf Jahren genommen (bitte jährliche An-
gaben in Tonnen für jeweils Deutschland und die 
EU machen), und gibt es Überlegungen innerhalb 
der Bundesregierung, eher auf Schlachtung in der 
Nähe zum Mastort zu setzen, um die Transporte 
und Transportwege für lebende Tiere möglichst 
gering zu halten? 

                                                            
1 Auswertung der Monate Januar bis September. 
2 § 63 Absatz 1 Nummer 6 in der bis 31. Juli gültigen Fassung; § 63 Absatz 1 Nummer 7 in der seit 1. August 2016 gültigen Fassung. 
3 § 63 Absatz 1 Nummer 6 in der seit 1. August 2016 gültigen Fassung. 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 2. November 2016 

Der nachfolgenden Übersicht sind die Lebendtierexporte Deutschlands 
und der EU – jeweils unterteilt nach Tierarten sowie Gesamtausfuhren 
und Drittlandausfuhren – zu entnehmen. In den Zahlen enthalten sind die 
Ausfuhren von Zucht-, Nutz- und Schlachttieren. 

Tierarten 2011 2012 2013 2014 2015 (v) 
  Deutschland (Tonnen) 
Pferde 2.688 2.585 2.811 2.340 2.246 
  dar. in Dritt-
länder 

1.509 1.484 1.726 1.622 1.706 

Rinder 97.623 75.624 77.519 99.052 94.545 
  dar. in Dritt-
länder 

30.864 21.743 18.679 26.077 32.915 

Schweine 153.028 206.939 201.491 207.180 128.166 
  dar. in Dritt-
länder 

6.568 6.866 5.928 1.848 2.628 

Schafe 1.443 1.496 637 596 380 
  dar. in Dritt-
länder 

122 35 30 7 24 

Hausgeflügel 468.162 499.800 482.730 470.148 424.633 
  dar. in Dritt-
länder 

610 722 662 658 625 

Sonstige le-
bende Tiere 

640 464 405 438 573 

  dar. in Dritt-
länder 

58 68 64 74 173 

Lebendtieraus-
fuhren insg. 

723.584 786.908 765.593 779.754 650.549 

  dar. in Dritt-
länder 

39.731 30.919 27.089 30.286 38.071 

  EU-28 (Tonnen) 
Pferde1) 42.087 44.263 43.561 43.429 43.666 
  dar. in Dritt-
länder 

6.576 7.800 8.825 9.410 9.579 

Rinder1) 1.296.506 1.132.804 1.065.107 1.065.034 1.239.690 
  dar. in Dritt-
länder 

249.977 271.142 197.125 207.056 321.925 

Schweine1) 2.104.903 1.435.134 1.587.866 1.567.705 1.381.291 
  dar. in Dritt-
länder 

73.072 39.324 36.151 50.150 32.214 

Schafe1) 137.533 123.315 141.138 147.212 151.722 
  dar. in Dritt-
länder 

45.493 56.549 71.244 76.915 79.464 

Hausgeflügel1) 848.002 1.328.560 1.379.074 1.384.322 1.454.911 
  dar. in Dritt-
länder 

10.684 12.641 15.339 15.919 14.967 
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Sonstige le-
bende Tiere1) 

29.758 32.657 41.202 39.240 37.779 

  dar. in Dritt-
länder 

2.683 3.343 3.625 4.399 4.355 

Lebendtieraus-
fuhren insg.1) 

4.458.789 4.096.733 4.257.948 4.246.942 4.309.059 

  dar. in Dritt-
länder 

388.485 390.799 332.309 363.849 462.504 

1) Intra- und Extrahandel. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, EUROSTAT 

 
Entsprechend dem Beschluss des Bundesrates zur Verbesserung des 
Schutzes von Tieren beim Transport vom 18. Dezember 2009 (Bun-
desratsdrucksache 786/09) verhandelt das Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft mit Drittländern keine Veterinärzertifikate 
für den Export von Schlachttieren. Im Dezember 2014 haben die Regie-
rungen von Dänemark, den Niederlanden und Deutschland der Europäi-
schen Kommission außerdem ein gemeinsames Positionspapier zum 
Tierschutz beim Transport übermittelt. Darin ist u. a. die Forderung ent-
halten, den Transport von Schlachttieren europaweit auf eine Höchst-
dauer von acht Stunden zu begrenzen. Da die Kommission eine Ände-
rung der relevanten Verordnung (EG) Nr. 1/2005 bis auf Weiteres ab-
lehnt, setzen sich Deutschland und weitere Mitgliedstaaten momentan 
dafür ein, eine solche Regelung über eine Folgenabschätzung vorzube-
reiten. 

 
48. Abgeordneter 

Friedrich 
Ostendorff 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie viele Versicherte nach § 47 Absatz 1 Num-
mer 2 SGB IV gibt es bzw. gab es zum 31. De-
zember 2014 nach Kenntnissen der Bundesre-
gierung in der Landwirtschaft, in Forsten und im 
Gartenbau in Deutschland? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 3. November 2016 

§ 47 Absatz 1 Nummer 2 SGB IV regelt für die Sozialversicherungs-
wahlen die Gruppenzugehörigkeit zur Gruppe der Versicherten bei den 
Trägern der Unfallversicherung. Zur Gruppe der Versicherten gehören 
neben den im Unternehmen tätigen Personen auch die Rentenbezieher in 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung. 

Speziell zu dieser Vorschrift werden keine Daten erhoben. Zur Zahl der 
Arbeitskräfte in Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau wird auf die 
Ausführungen zu den Fragen 49 und 50 verwiesen. Bei den dort genann-
ten Zahlen sind insbesondere folgende Personengruppen nicht enthalten, 
die bei der Gruppe der Versicherten nach § 47 Absatz 1 Nummer 2 
SGB IV zu berücksichtigen wären: 

                                                            
 www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Tier/Tierwohl/GemeinsameErklaerungTransportverordnung.pdf;jsessionid= 

B4D009D6DDEA70E9435BFB9FFCBC5CB7.2_cid385?__blob=publicationFile 

http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Tier/Tierwohl/GemeinsameErklaerungTransportverordnung.pdf;jsessionid=B4D009D6DDEA70E9435BFB9FFCBC5CB7.2_cid385?__blob=publicationFile
http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Tier/Tierwohl/GemeinsameErklaerungTransportverordnung.pdf;jsessionid=B4D009D6DDEA70E9435BFB9FFCBC5CB7.2_cid385?__blob=publicationFile
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 Beschäftigte im Garten- und Landschaftsbau (GaLaBau), 

 Beschäftigte bei Lohnunternehmen, 

 ehemalige Beschäftigte, die eine Rente der landwirtschaftlichen Un-
fallversicherung beziehen. 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Daten vor. 

 
49. Abgeordneter 

Friedrich 
Ostendorff 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie viele Arbeitskräfte in der Landwirtschaft, in 
Forsten und im Gartenbau gibt es bzw. gab es 
nach Kenntnissen der Bundesregierung zum 31. De-
zember 2014, und wie viele Betriebsinhaber, mit-
arbeitende Ehegatten und andere Familienarbeits-
kräfte sind darunter? 

 
50. Abgeordneter 

Friedrich 
Ostendorff 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Daten oder Anhaltspunkte gibt es nach 
Kenntnissen der Bundesregierung über die Anzahl 
der nichtständigen Arbeitskräfte in Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau, die weniger als 26 Wo-
chen (ein halbes Jahr) pro Jahr in Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau beschäftigt sind bzw. zum 
31. Dezember 2014 beschäftigt waren? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 3. November 2016 

Die beiden Fragen werden wegen des engen Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet. 

Die Zahl der in der Landwirtschaft haupt- oder nebenberuflich tätigen 
Menschen wird im dreijährigen Abstand im Rahmen der Agrarstruk-
turerhebung ermittelt. Die letzte Erhebung fand 2013 statt. Demnach gab 
es in landwirtschaftlichen Betrieben (einschließlich Produktionsgarten-
bau) rund 1,02 Millionen Arbeitskräfte. Davon waren 505 600 Famili-
enarbeitskräfte, 200 700 ständig beschäftigte familienfremde Arbeits-
kräfte und 314 300 Saisonarbeitskräfte. 

Familienarbeitskräfte werden für landwirtschaftliche Betriebe der Rechts-
form Einzelunternehmen ermittelt. Zu den o. g. 505 600 Familienarbeits-
kräften zählten im Jahr 2013 rund 256 000 Betriebsinhaber, 123 100 mit-
arbeitende Ehegatten und Lebenspartner sowie 126 500 sonstige Fami-
lienangehörige. 

Entsprechende bundesstatistische Spezialerhebungen werden für die Be-
triebe der Forstwirtschaft nicht durchgeführt. Für diesen Sektor liegen 
Beschäftigtendaten aus der Clusterstatistik Forst und Holz des Thünen-
Instituts vor. Demnach waren in der Forstwirtschaft im Jahr 2013 rund 
68 000 Arbeitnehmer beschäftigt. Diese Zahl umfasst die nach dem 
SGB III sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer sowie die gering-
fügig entlohnten Beschäftigten nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 SGB IV. 
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51. Abgeordnete 
Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 

Warum konnte die Bundesregierung keine konti-
nuierliche Finanzierung für die Geschäftsstelle 
der Deutschen Agrarforschungsallianz (DAFA) 
sichern, die im letzten Quartal dieses Jahres durch 
das Thünen-Institut übergangsweise mitübernom-
men wird (vgl. www.dafa.de/de/startseite/die-dafa/ 
geschaeftsstelle.html), und welche Auswirkung 
hat das auf die Arbeit und die Beschäftigten dort? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 3. November 2016 

Die Arbeit der Deutschen Agrarforschungsallianz (DAFA) beim  
Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald 
und Fischerei, ist vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirt-
schaft (BMEL) seit dem Jahr 2011 durch gesonderte Mittelzuweisungen 
anteilig gefördert worden; dabei war auch festgelegt worden, dass die 
Kosten der Geschäftsstelle aus den verfügbaren Mitteln des Thünen-In-
stituts zu finanzieren sind. Im Jahr 2012 wurde wegen der zur damaligen 
Zeit ungewissen Zukunft der DAFA das Thünen-Institut angewiesen, 
das Projekt bis zum 30. September 2016 fortzusetzen, um im Lichte der 
gewonnenen Erkenntnisse abschließende Entscheidungen treffen zu 
können. Entsprechend wurden die Arbeitsverträge mit den beiden be-
troffenen Personen bis zum 30. September 2016 befristet. 

Aufgrund der Bewertung, dass die Arbeit der DAFA verstetigt werden 
sollte, sind im Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2017 zwei 
Stellen für den höheren Dienst für diese Aufgaben enthalten. Sofern der 
Haushaltsgesetzgeber die Ausbringung der beiden Stellen beschließt, 
kann deren dauerhafte Besetzung Anfang 2017 erfolgen. 

Seit Anfang Oktober 2016 werden die Aufgaben der Geschäftsstelle der 
DAFA durch andere Mitarbeiter des Thünen-Instituts im Wege der Ver-
tretung wahrgenommen. Für einen Übergangszeitraum ist dies zumutbar 
und wird zu keinen nachhaltigen Beeinträchtigungen der Arbeit der 
DAFA führen. 

 
52. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 

Welche konkreten Ansiedlungspläne für einen 
äquivalenten Standort einer Bundeseinrichtung 
gibt es für Neuruppin vor dem Hintergrund, dass 
die als regionale Kompensation des Verlusts des 
Standorts des Instituts für Epidemiologie des 
Friedrich-Löffler-Instituts, Bundesinstitut für Tier-
gesundheit in Wusterhausen/Dosse, gedachte, ge-
plante und vorangebrachte Errichtung eines Stand-
orts des Bundesinstituts für Risikobewertung letzt-
lich doch nicht zustande kam (vgl. Antwort der 
Bundesregierung „Auswirkung der Entscheidung 
gegen einen Standort des Bundesinstituts für Ri-
sikobewertung in Neuruppin“ (Bundestagsdruck-
sache 17/11499), oder welche anderen Pläne als 
Ausgleich dieser Entscheidung zum Nachteil der 
Region gibt es? 

http://www.dafa.de/de/startseite/die-dafa/
http://www.dafa.de/de/startseite/die-dafa/
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 3. November 2016 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner Sit-
zung am 18. Oktober 2012 die Bundesregierung aufgefordert, von einer 
Auslagerung der Abteilung 7 des Bundesinstituts für Risikobewertung 
nach Neuruppin abzusehen sowie deren Unterbringung in die Baupla-
nung für den Standort Berlin-Marienfelde einzubeziehen. Diesem Be-
schluss ist die Bundesregierung gefolgt. 

Die Ansiedlung einer anderen Bundeseinrichtung in Neuruppin oder an-
dere Maßnahmen wurden durch den Haushaltsausschuss nicht vorgege-
ben und sind auch nicht geplant. 

 
53. Abgeordneter 

Dr. Harald Terpe 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie ist der Zeitplan für das Gesetzgebungsverfah-
ren zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Änderung des Tabakerzeugnisgesetzes (Bundes-
tagsdrucksache 18/8962), und inwiefern setzt sich 
die Bundesregierung dafür ein, dass der Gesetz-
entwurf zeitnah in erster Lesung im Bundestag 
behandelt wird und noch in dieser Legislaturperi-
ode abschließend beraten wird? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 28. Oktober 2016 

Wie bereits in meiner Antwort vom 1. August 2016 auf Ihre schriftliche 
Frage 33 auf Bundestagdrucksache 18/9341 dargelegt, hat die Bundes-
regierung den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tabakerzeug-
nisgesetzes, die Stellungnahme des Bundesrates sowie die Gegenäuße-
rung der Bundesregierung dem Deutschen Bundestag Ende Juni 2016 
übermittelt. Diese wurden unter der Drucksachennummer 18/8962 in 
den Vorgangsdatenbanken des Deutschen Bundestages veröffentlicht. 

Die weiteren parlamentarischen Beratungen werden im Ältestenrat in 
Abstimmung mit den Fraktionen vereinbart. Insofern können Fragen 
zum Zeitplan der Behandlung im Deutschen Bundestag nur durch den 
Deutschen Bundestag beantwortet werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung 

54. Abgeordnete 
Agnieszka Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Hat die türkische Seite die Technische Absprache 
(Protokoll Infrastruktur) für die Baumaßnah-
men in Incirlik unterzeichnet, und falls nicht, aus 
welchen Gründen bleibt die Unterzeichnung aus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel 
vom 31. Oktober 2016 

Das Protokoll Infrastruktur ist noch nicht unterzeichnet worden, da auf 
türkischer Seite die internen Verfahren zur abschließenden Billigung der 
Unterzeichnung andauern. 

 
55. Abgeordnete 

Agnieszka Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Falls die Unterzeichnung des Protokolls Infra-
struktur durch die türkische Seite noch nicht er-
folgt ist, welche Folgen hat das für den Zeitplan 
und Baubeginn der geplanten Infrastrukturmaß-
nahmen in Incirlik? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel 
vom 31. Oktober 2016 

Die Unterzeichnung ist Voraussetzung für die Ausschreibung der deut-
schen Baumaßnahmen auf der Air Base. Hiermit erfolgt die Überlassung 
geeigneter Flächen durch den Grundstückseigentümer sowie die Geneh-
migung der beabsichtigten Einzelbaumaßnahme durch die türkische 
Seite. 

Infolge der zeitlich befristeten Bereitstellung der derzeit genutzten Inte-
rimsinfrastruktur sollten die Baumaßnahmen bereits zum Ende des ers-
ten Halbjahres 2016 begonnen werden. Die bislang nicht erfolgte Zeich-
nung des Protokolls Infrastruktur wirkt sich insoweit aus, als sich 
dadurch auch Ausschreibungsbeginn und Fertigstellung der einzelnen 
Maßnahmen verschieben. 

Die erforderlichen Bauplanungen für die Infrastrukturprojekte „Betriebs-
fläche Flugzeuge“ und „Unterkunftsgebäude“ sind abgeschlossen, so dass 
ein kurzfristiger Baubeginn nach Herstellung der rechtlichen Vorausset-
zungen möglich ist. 
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56. Abgeordneter 
Andrej Hunko 
(DIE LINKE.) 

Wie teuer werden die als Übergangslösung durch 
den Rüstungskonzern Airbus als Hauptauftrag-
nehmer zu beschaffenden Drohnen-Systeme „He-
ron TP“ gemäß dem am 28. Oktober 2016 beim 
Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik 
und Nutzung der Bundeswehr eingegangenen An-
gebot (Plenarprotokoll 18/195, Anlage 29, bitte 
die Gesamtkosten angeben), und welche einzel-
nen Kosten entfallen demnach auf die Bereiche 
Luftfahrzeuge, Bodenstationen, Satellitenkapazi-
tät zur Datenübertragung, Ausbildung, Betrieb im 
Einsatzland? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel 
vom 2. November 2016 

Das Angebot der Airbus Defence & Space Airborne Solutions liegt der-
zeit im Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung 
der Bundeswehr noch nicht vor. Daher und aufgrund der erst noch be-
vorstehenden Vertragsverhandlungen kann zum jetzigen Zeitpunkt keine 
Aussage zu Kosten getätigt werden. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit 

57. Abgeordneter 
Hubert Hüppe 
(CDU/CSU) 

Kann die Bundesregierung ausschließen, dass an 
seit Inkrafttreten der 12. Arzneimittelgesetzesno-
velle begonnenen gruppennützigen klinischen 
Arzneimittelprüfungen Kinder als Probanden ein-
geschlossen werden bzw. wurden, die aus anderen 
Gründen als auf gerichtliche oder behördliche 
Anordnung in einem Heim untergebracht sind, 
und befürwortet die Bundesregierung vor dem 
Hintergrund der kürzlich bekannt gewordenen 
Arzneimittelstudien an Heimkindern in Schles-
wig-Holstein und Nordrhein-Westfalen (NDR 
vom 11. Oktober 2016, WDR vom 17. Oktober 
2016) ein Verbot klinischer Arzneimittelprüfun-
gen auch an Kindern, die aus anderen Gründen als 
auf gerichtliche oder behördliche Anordnung in 
einem Heim untergebracht sind? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ingrid Fischbach 
vom 31. Oktober 2016 

§ 40 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 des Arzneimittelgesetzes (AMG) ver-
bietet ausnahmslos klinische Prüfungen an Personen, die auf richterli-
che oder behördliche Anordnung in einer Anstalt untergebracht sind und 
sich damit in einer besonderen Lage befinden, die befürchten lässt, dass 
die Entscheidung zur Teilnahme nicht unbeeinflusst getroffen wird. 
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Die Einbeziehung Minderjähriger, die nicht aufgrund behördlicher oder 
gerichtlicher Anordnung in einem Heim untergebracht sind, in eine kli-
nische Prüfung ist nur unter den in § 40 Absatz 4 und in § 41 Absatz 2 
AMG aufgeführten Bedingungen möglich. Hierzu gehört unter anderem 
neben der medizinisch indizierten Anwendung, den minimalen Risiken 
und Belastungen auch die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, der 
unter anderem zuvor durch eine entsprechend qualifizierte Person über 
Wesen, Bedeutung, Risiken und Tragweite der klinischen Prüfung sowie 
über das Recht, die Teilnahme an der klinischen Prüfung jederzeit been-
den zu können, aufgeklärt worden ist, § 40 Absatz 4 Nummer 3 Satz 1 
i. V. m. Absatz 2 AMG. Die Einwilligung in die Teilnahme kann jeder-
zeit schriftlich oder mündlich widerrufen werden, ohne dass der be-
troffenen Person dadurch Nachteile entstehen dürfen. Die Überprüfung 
der Einhaltung dieser Vorgaben obliegt der jeweils zuständigen Ethik-
kommission. Ist der Minderjährige in der Lage, Wesen, Bedeutung und 
Tragweite der klinischen Prüfung zu erkennen und seinen Willen hier-
nach auszurichten, so ist auch seine Einwilligung neben der Einwilli-
gung des gesetzlichen Vertreters erforderlich. Darüber hinaus ist auch 
der Wille des Minderjährigen, nicht mehr an der klinischen Prüfung teil-
nehmen zu wollen, jederzeit zu beachten und ihm der Ausstieg aus der 
Prüfung zu ermöglichen. 

Eine Untersuchung der Datenbank PharmNet-Bund-CT bei klinischen 
Prüfungen ergab keine Hinweise auf Prüfungen an Kindern oder Jugend-
lichen als Probanden, die in Heimen durchgeführt wurden. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend be-
reitet derzeit einen Gesetzentwurf vor, mit dem die Aufsicht über Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe weiter verbessert werden soll. 

 
58. Abgeordnete 

Maria 
Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wird die Bundesregierung zur Sicherstellung  
einer bedarfsgerechten Personalausstattung in 
psychiatrischen Einrichtungen in dem Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Weiterentwicklung der Versor-
gung und der Vergütung für psychiatrische und 
psychosomatische Leistungen (PsychVVG) eine 
Regelung vergleichbar mit § 84 Absatz 2 
SGB XI ergänzen, nach der die Bezahlung tarif-
vertraglicher Vergütungen nicht als unwirtschaft-
lich abgelehnt werden darf, und wenn nein, wa-
rum nicht? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 1. November 2016 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der Versorgung und 
der Vergütung für psychiatrische und psychosomatische Leistungen 
(PsychVVG) befindet sich derzeit in der parlamentarischen Beratung im 
Deutschen Bundestag. Das Ergebnis dieses Beratungsprozesses bleibt 
abzuwarten. 
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59. Abgeordneter 
Frank Tempel 
(DIE LINKE.) 

Auf welcher Beschlussgrundlage findet die Erstel-
lung und Veröffentlichung des Drogen- und Sucht-
berichts durch die Drogenbeauftragte der Bundes-
regierung statt (z. B. gesetzliche Vorgaben, Be-
schluss des Kabinetts, Beschluss der Drogenbe-
auftragten), und zu welchem Datum ist die Veröf-
fentlichung des Drogen- und Suchtberichts durch 
die Drogenbeauftragte im Jahr 2017 geplant (so-
fern bisher kein Datum bekannt ist, bitte Monat 
oder Kalenderwoche nennen)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ingrid Fischbach 
vom 31. Oktober 2016 

Seit 2002 legt die Drogenbeauftragte der Bundesregierung mit dem Dro-
gen- und Suchtbericht jedes Jahr einen Überblick über die Drogensitua-
tion in Deutschland, die zentralen Ziele und Maßnahmen der Drogen- 
und Suchtpolitik der Bundesregierung und ausgewählte Projekte Dritter 
vor. Eine gesetzliche Verpflichtung oder sonstige Vorgaben hierzu be-
stehen nicht. Der Drogen- und Suchtbericht 2017 wird nach gegenwär-
tigem Stand im Frühjahr veröffentlicht. 

 
60. Abgeordneter 

Markus Tressel 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Anzahl der Apotheken in Deutschland im Jahr 
2000 zum Vergleich zu den zuletzt verfügbaren 
Zahlen entwickelt (bitte nach städtischem und 
ländlichem Raum sowie nach den ostdeutschen 
Bundesländern aufschlüsseln)? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ingrid Fischbach 
vom 28. Oktober 2016 

Die Entwicklung der Anzahl der Apotheken (Apotheken insgesamt,  
öffentliche Apotheken, Krankenhausapotheken) in Deutschland von 
1991 bis 2014 – aufgeschlüsselt nach Bundesländern – ergibt sich aus 
der Gesundheitsberichterstattung des Bundes (www.gbe-bund.de/ 
oowa921-install/servlet/oowa/aw92/dboowasys921.xwdevkit/xwd_init? 
gbe.isgbetol/xs_start_neu/&p_aid=3&p_aid=1794998&nummer=74&p_ 
sprache=D&p_indsp=&p_aid=81495994). 

Die aktuellsten vorliegenden Zahlen betreffen die Anzahl der öffentli-
chen Apotheken zum Ende des ersten Halbjahres 2016. Diese sind der 
beigefügten Tabelle zu entnehmen. Aus der Tabelle ergeben sich auch 
die entsprechenden Zahlen für das Jahr 2015. 

Eine Differenzierung nach städtischem und ländlichem Raum ist auf der 
Grundlage der genannten Daten nicht möglich. 

Zur Erreichbarkeit öffentlicher Apotheken insbesondere im ländlichen 
Raum wird auf eine Untersuchung des Johann Heinrich von Thünen- 
Instituts, Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und Fi-
scherei, aus dem Jahr 2013 (Thünen Working Paper 14) verwiesen. 

http://www.gbe-bund.de/oowa921-install/servlet/oowa/aw92/dboowasys921.xwdevkit/xwd_init?gbe.isgbetol/xs_start_neu/&p_aid=3&p_aid=1794998&nummer=74&p_sprache=D&p_indsp=&p_aid=81495994
http://www.gbe-bund.de/oowa921-install/servlet/oowa/aw92/dboowasys921.xwdevkit/xwd_init?gbe.isgbetol/xs_start_neu/&p_aid=3&p_aid=1794998&nummer=74&p_sprache=D&p_indsp=&p_aid=81495994
http://www.gbe-bund.de/oowa921-install/servlet/oowa/aw92/dboowasys921.xwdevkit/xwd_init?gbe.isgbetol/xs_start_neu/&p_aid=3&p_aid=1794998&nummer=74&p_sprache=D&p_indsp=&p_aid=81495994
http://www.gbe-bund.de/oowa921-install/servlet/oowa/aw92/dboowasys921.xwdevkit/xwd_init?gbe.isgbetol/xs_start_neu/&p_aid=3&p_aid=1794998&nummer=74&p_sprache=D&p_indsp=&p_aid=81495994
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Entwicklung der Apothekenzahl 1 Halbjahr 2016 

Bundesland 

 
Zum Stichtag 30. Juni 2016 Zahl der  

öffentlichen  
Apotheken Ende  

2015 
Zahl der  

Filialapotheken 
Zahl der  

Hauptapotheken 
Zahl der  

Betriebsstätten 

Baden-Württemberg 603 1.960 2.563 2.578 
Bayern 672 2.551 3.223 3.236 
Berlin 163 683 846 854 
Brandenburg 135 437 572 576 
Bremen 44 109 153 152 
Hamburg 91 322 413 414 
Hessen 321 1.185 1.506 1.518 
Mecklenburg-Vorpommern 85 324 409 409 
Niedersachsen 431 1.547 1.978 1.988 
Nordrhein-Westfalen 928 3.376 4.304 4.332 

(Nordrhein) (464) (1.830) (2.294) (2.312) 
(Westfalen-Lippe) (464) (1.546) (2.010) (2.020) 

Rheinland-Pfalz 222 809 1.031 1.039 
Saarland 46 268 314 313 
Sachsen 221 766 987 989 
Sachsen-Anhalt 134 472 606 609 
Schleswig-Holstein 138 541 679 685 
Thüringen 131 425 556 557 
Deutschland gesamt 4.365 15.775 20.140 20.249 

Quelle: Landesapothekerkammern 
ABDA – Statistik 
August 16 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur 

61. Abgeordneter 
Uwe Kekeritz 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wann beabsichtigt der Bundesminister für Verkehr 
und digitale Infrastruktur, Alexander Dobrindt, 
die Briefe des Oberbürgermeisters der Stadt Din-
kelsbühl, Dr. Christoph Hammer und des Staats-
ministers des Innern des Freistaates Bayern, Joachim 
Herrmann, bezüglich einer „Tempo-10-Zone“ zum 
Schutz von historischen Innenstädten zu beant-
worten, und wann beabsichtigt das Bundesminis-
terium die Aufnahme eines „Tempo-10-Zone“-
Schildes in den Verkehrsschilderkatalog vorzu-
nehmen (falls das nicht beabsichtigt ist, bitte be-
gründen; vgl. Beitrag im TV-Magazin „quer“ des 
Bayerischen Rundfunks am 21. Oktober 2016)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Norbert Barthle 
vom 2. November 2016 

Das Ansinnen der Stadt Dinkelsbühl wird derzeit geprüft. 

Es besteht bereits jetzt die Möglichkeit zur Anordnung eines verkehrs-
beruhigten Bereichs (Zeichen 325 – hier gilt Schrittgeschwindigkeit  
6 bis 12 km/h laut Rechtsprechung). 

 
62. Abgeordnete 

Maria 
Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie ist der Planungsstand der Rastanlage Müns-
terland bei Münster-Roxel, und welche sind die 
nächsten Planungsschritte? 

 
63. Abgeordnete 

Maria 
Klein-Schmeink 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wann ist nach jetzigem Stand die Fertigstellung 
realistisch, und wie ist der Lärmschutz nach aktu-
ellem Stand geplant? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 31. Oktober 2016 

Die Fragen 62 und 63 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet. 

Für die Erweiterungsplanungen der bewirtschafteten Rastanlage Müns-
terland Ost wurde der Vorentwurf vor kurzem durch das Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur genehmigt. Im Rahmen der 
Vorentwurfsplanung erfolgte die schalltechnische Überprüfung auf der 
Grundlage der gesetzlichen Regelungen. 

Für die Erweiterungsplanungen der bewirtschafteten Rastanlage Müns-
terland West wird derzeit der Vorentwurf durch die zuständige Straßen-
bauverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen erstellt. Im Rahmen der 
Vorentwurfsplanung wird auch die Erforderlichkeit von Lärmschutzein-
richtungen für die Westseite mit geprüft.  

Aufgrund dieses frühen Planungsstandes lässt sich noch kein Zeitraum 
für die Fertigstellung der beiden Rastanlagen nennen. 
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64. Abgeordneter 
Jan Korte 
(DIE LINKE.) 

Zu welchem Anteil sind Gewinne der Eisenbahnin- 
frastrukturunternehmen des Bundes seit 2013 in 
die Schieneninfrastruktur zurückgeflossen (bitte 
nach Jahren aufschlüsseln), und auf welche Art 
und Weise hat die Bundesregierung ihre Ankündi-
gung umgesetzt, die Vorstandsboni der Deutschen 
Bahn AG an das Erreichen der im Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD festge-
setzten Ziele zu binden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 31. Oktober 2016 

Die Gewinne der Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes wer-
den an die Deutsche Bahn AG (DB AG) abgeführt. Aus dem im 
Jahr 2013 angefallenen Gewinn der DB AG wurden im Folgejahr 
200 Mio. Euro als Dividende an den Bund ausgeschüttet. Für das Ge-
schäftsjahr 2014 wurden im Folgejahr 700 Mio. Euro ausgeschüttet, die 
teilweise zur Verstärkung der Bedarfsplaninvestitionen für die Schie-
neninfrastruktur verwendet wurden. Für das Geschäftsjahr 2015 sind 
insgesamt 850 Mio. Euro in diesem Jahr ausgeschüttet worden. Gemäß 
der geltenden Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung II steht hier-
von der Betrag von 500 Mio. Euro für Investitionen in das Bestandsnetz 
zur Verfügung. Die Differenz wurde für Bedarfsplaninvestitionen ge-
nutzt. 

Die Ziele des Koalitionsvertrages werden von den Bundesvertretern im 
Aufsichtsrat der DB AG im Rahmen der aktienrechtlichen Möglichkei-
ten eingebracht. 

 
65. Abgeordneter 

Stephan Kühn 
(Dresden) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Hält die Bundesregierung die zuletzt im Jahr 2003 
aktualisierte „Bonusliste für startende und landende 
Flugzeuge“ in Bezug auf den Stand der Technik 
weiterhin für angemessenen, und inwiefern plant 
die Bundesregierung, die Bonusliste noch in die-
ser Legislaturperiode zu aktualisieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Norbert Barthle 
vom 27. Oktober 2016 

Derzeit wird im Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur eine Aktualisierung geprüft. 
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66. Abgeordnete 
Katrin Kunert 
(DIE LINKE.) 

Welche Gründe gibt es nach Kenntnis der Bundes-
regierung dafür, dass die Spannbreite der Breit-
bandverfügbarkeit mit mindestens 50 Mbit/s zwi-
schen den Bundesländern so groß ist und insbe-
sondere das Land Sachsen-Anhalt mit 43,9 Pro-
zent (vgl. „Aktuelle Breitbandverfügbarkeit in 
Deutschland, (Stand Mitte 2016)“) den letzten 
Platz einnimmt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Norbert Barthle 
vom 1. November 2016 

Die Spannbreite der Breitbandverfügbarkeit zwischen den Bundeslän-
dern liegt maßgeblich im Investitionsverhalten der Telekommunikati-
onsunternehmen begründet. Grundsätzlich ist in Flächenländern mit ver-
gleichsweise geringer Bevölkerungsdichte der Netzausbau für Anbieter 
mancherorts nicht rentabel und infolgedessen eine Breitbandversorgung 
wie in dichter besiedelten Bundesländern nicht immer gegeben. Zudem 
ergeben sich aus den topographischen Bedingungen (Relief, Böden, 
Hydrologie) regional sehr unterschiedliche Ausbausituationen. Ferner 
besteht aus der Historie heraus insbesondere in den neuen Bundeslän-
dern die Situation, dass Netzinfrastrukturen, die heute für das schnelle 
Internet sehr stark genutzt werden (Breitbandanschlüsse über HFC-
Netze), hier nicht im entsprechenden Umfang ausgebaut worden sind. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 

67. Abgeordneter 
Kai Gehring 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Inwiefern ist die Bundesregierung angesichts der 
aktuellen Berichterstattung des ARD-Magazins 
„Monitor“ („Gekaufte Expertise: Wie ein in- 
dustrienaher Gutachter seit Jahrzehnten die Poli-
tik beeinflusst“, www1.wdr.de/daserste/monitor/ 
sendungen/gekaufte-expertise-100.html) weiter-
hin der von der Bundesministerin für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit vertrete-
nen Auffassung, nach der Prof. Dr. Helmut Greim 
für eine „nicht interessengeleitete Politikbera-
tung“ zu würdigen sei (vgl. www.tum.de/print/ 
die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/kurz/article/ 
32544/), und würde die Bundesregierung ihn auf-
grund dessen zukünftig als Gutachter einsetzen? 

http://www1.wdr.de/daserste/monitor/sendungen/gekaufte-expertise-100.html
http://www1.wdr.de/daserste/monitor/sendungen/gekaufte-expertise-100.html
https://www.tum.de/index.php?id=450
https://www.tum.de/index.php?id=450
https://www.tum.de/index.php?id=450
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 31. Oktober 2016 

Der Ausschuss für Risikobewertung (RAC), der bei der Europäischen 
Chemikalienagentur (ECHA) angesiedelt ist, prüft die bei der ECHA 
eingereichten Beschränkungs- und Einstufungsvorschläge (u. a. für Gly-
phosat) sowie Zulassungsanträge darauf, ob die Gefährdungs- oder Ri-
sikobewertung wissenschaftlich plausibel und angemessen begründet 
ist. Auf Basis dieser RAC-Beurteilungen trifft die Europäische Kommis-
sion ihre Entscheidungen. Die ECHA veröffentlicht die Bewertungser-
gebnisse des Ausschusses und macht sie damit der Öffentlichkeit zu-
gänglich. Die Bewertungen des RAC basieren nicht auf der Meinung 
einzelner Experten, sondern geben die Auffassung der Mehrheit der Aus-
schussmitglieder wieder. Im Rahmen dieses RAC-Verfahrens kommt es 
also darauf an, die anderen Experten mit guten Argumenten zu überzeu-
gen. 

Professor Dr. Helmut Greim hat im RAC und in zahlreichen, vergleich-
bar organisierten Expertengremien mitgewirkt bzw. den Vorsitz innege-
habt. 

 
68. Abgeordneter 

Dr. André Hahn 
(DIE LINKE.) 

In welchem Umfang wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung Mittel aus dem Bund-Länder-
Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“ so-
wie aus weiteren Bundesprogrammen für das Sa-
nierungsgebiet „Historische Altstadt“ Meißen zur 
Verfügung gestellt (bitte die einzelnen Maßnah-
men, das jeweilige Förderprogramm sowie den 
jeweiligen Umfang und Förderzeitraum nennen), 
und wie hoch war bei den jeweiligen Objekten der 
finanzielle Eigenanteil der Eigentümer? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 2. November 2016 

Mit den Bund-Länder-Programmen der Städtebauförderung beteiligen 
sich Bund, Länder und antragstellende Kommunen an der Finanzierung 
investiver städtebaulicher Projekte im Rahmen einer städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme. Sie dienen der Behebung von städtebaulichen oder 
sozialen Missständen sowie von Funktionsverlusten. Eine Übersicht der 
Bundesfinanzhilfen, die im Rahmen der Städtebauförderungsprogramme 
in der Stadtentwicklung Meißens eingesetzt werden bzw. wurden, ist in 
der nachstehenden Tabelle erfasst. Regelungen zur Förderfähigkeit und 
der finanziellen Beteiligung an einzelnen Maßnahmen treffen die Länder 
innerhalb der Förderrichtlinien zur Städtebauförderung, so auch der 
Freistaat Sachsen in der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staats-
ministeriums des Innern über die Förderung der Städtebaulichen Erneu-
erung im Freistaat Sachsen (Verwaltungsvorschrift Städtebauliche Er-
neuerung – VwV StBauE). 
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Die sich in der historischen Altstadt Meißen befindende Frauenkirche 
wurde aus dem Denkmalschutz-Sonderprogramm III der Beauftragten 
für Kultur und Medien der Bundesregierung (DS III) – (2012) – mit 
402 000 Euro BKM-Mitteln gefördert (Eigenanteil: 10 000 Euro, Lan-
desmittel: 402 000 Euro). Darüber hinaus wurde der in der historischen 
Altstadt gelegene Dom zu Meißen aus dem Denkmalpflegeprogramm der 
BKM wie folgt unterstützt: bis 2000: 1 323 000 Euro, 2001: 92 000 Euro, 
2002: 97 000 Euro und 2003: 20 000 Euro. 
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69. Abgeordneter 
Peter Meiwald 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Kosten hat die Bundesregierung bisher 
für die Verteidigung ihrer nationalen Umsetzung 
der Aarhus-Konvention vor dem Europäischen 
Gerichtshof und für ihre Stellungnahmen vor dem 
Compliance Committee aufgebracht (inklusive 
Kosten für Anwälte, Mitarbeiter des BMUB und 
Kostenübernahme aufgrund der ergangenen Ur-
teile)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 2. November 2016 

Der Bundesregierung sind für die Verteidigung der nationalen Umset-
zung der UNECE-Aarhus-Konvention ca. 23 880 Euro an bezifferbaren 
Kosten entstanden. 

Der genannte Betrag setzt sich zusammen aus 

1. den in diesen Verfahren entstandenen externen Übersetzungskosten, 
die erforderlich waren, wenn und soweit die Übersetzungen nicht vom 
internen Sprachendienst des Bundesministeriums für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit erstellt worden sind, sowie 

2. den Reisekosten der Beschäftigten des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, die im Zuge der Be-
schwerdeverfahren vor dem Aarhus Convention Compliance Com-
mittee angefallen sind. 

Der genannte Betrag enthält hingegen keine Kosten, die im Zusammen-
hang mit Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof entstanden sind, 
da die nationale Umsetzung der Aarhus-Konvention in deutsches Recht 
bislang nicht Gegenstand eines Verfahrens vor dem Europäischen Ge-
richtshof gewesen ist. Verfahrensgegenstand – im Zusammenhang mit 
der Aarhus-Konvention – waren bislang ausschließlich Fragen der Ver-
einbarkeit deutschen Rechts mit dem europäischen Sekundärrecht, na-
mentlich der Umweltinformationsrichtlinie sowie den Gerichtszugangs-
regelungen der UVP-Richtlinie und der Industrieemissionsrichtlinie. 

Der Betrag enthält außerdem keine internen Personalkosten, da sich der 
hierfür angefallene Zeitaufwand nicht ermitteln lässt. Der Bundesregie-
rung sind im Übrigen keine anwaltlichen Kosten bei den Beschwerde-
verfahren vor dem Aarhus Convention Compliance Committee entstan-
den; die Bundesregierung war ausschließlich durch Beschäftigte des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit vertreten. 

Ferner hatte die Bundesrepublik Deutschland aufgrund dieser Beschwer-
deverfahren keine mit Gerichtskosten vergleichbaren Kosten zu tragen. 
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70. Abgeordneter 
Peter Meiwald 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung in 
Zusammenarbeit mit für den Vollzug zuständigen 
Bundesländern unternommen, um den umfang-
reichen Internethandel von unbepfandeten, aber 
nach der Verpackungsordnung pfandpflichtigen 
Einweggetränken über entsprechende Plattformen, 
z. B. Ebay, wo diese Getränke palettenweise an-
geboten werden (www.ebay.de/usr), durch hei-
mische Händler, aber auch durch Händler mit Sitz 
in EU-Staaten, zu unterbinden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 2. November 2016 

Für den Vollzug der Verpackungsverordnung sind nach der Kompetenz-
verteilung des Grundgesetzes ausschließlich die Länder zuständig. So-
weit Behörden des Bundes Erkenntnisse über Verstöße gegen die Ver-
packungsverordnung erlangen, geben sie die entsprechenden Hinweise 
an die Behörden der Länder weiter. 

Erkenntnisse über nennenswerte Mengen von pfandpflichtigen Einweg-
getränkeverpackungen, die über Onlineplattformen entgegen den Rege-
lungen der Verpackungsverordnung unbepfandet in Deutschland in Ver-
kehr gebracht werden, liegen der Bundesregierung nicht vor. Ein Verstoß 
kann in jedem Einzelfall mit einer Geldbuße von bis zu 100 000 Euro ge-
ahndet werden. Dies gilt grundsätzlich auch für Inverkehrbringer mit 
Sitz im Ausland. Über die Rechtslage informiert unter anderem auch die 
Plattform Ebay in ihrem Rechtsportal. 

 
71. Abgeordneter 

Hans-Christian 
Ströbele 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche Angaben macht die Bundesregierung zu 
den Ursachen des Austritts von giftigen Gasen am 
Montag, dem 24. Oktober 2016, den Verursachern 
und dem dadurch entstandenen Schaden im Neu-
bau des Bundesnachrichtendienstes in Berlin-Mitte 
(Berliner Morgenpost vom 25. Oktober 2016), und 
welche weitere dadurch bewirkte Verzögerung des 
ursprünglich bis 2013 geplanten Umzuges des Bun-
desnachrichtendienstes von Pullach nach Berlin 
erwartet die Bundesregierung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Florian Pronold 
vom 4. November 2016 

Aufgrund von defekten Akkumulatoren der Anlage zur unterbrechungs-
freien Stromversorgung (USV) im Untergeschoss der Südbebauung des 
Neubaus des Bundesnachrichtendienstes kam es zu Austritten von Koh-
lenmonoxid und Schwefelsäure. Am 27. Oktober 2016 durchgeführte 
Schadstoffmessungen haben ergeben, dass eine Belastung durch Koh-
lenmonoxid nicht mehr besteht, kleinere Bereiche aber voraussichtlich 
noch durch Schwefelsäure belastet sind. Bis auf einzelne Gebäudeteile 
ist die Südbebauung wieder freigegeben. Das Hauptgebäude und die 
Nordbebauung sind nicht betroffen. 

http://www.ebay.de/usr
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Zur Kontrolle der Schwefelsäurebelastung sind weitere Luft- und Ober-
flächenmessungen erforderlich, die in Kürze durchgeführt werden. Zur 
Klärung der Ursache des Defekts wird durch das Bundesamt für Bauwe-
sen und Raumordnung ein Gutachten in Auftrag gegeben. Der Schaden 
erfordert einen Austausch der betroffenen USV-Anlage. Inwieweit der 
Austausch weiterer Bauteile aufgrund von Schwefelsäurebelastungen 
erforderlich wird, ist durch Oberflächenmessungen zu ermitteln. Nach 
erster Einschätzung wird die Schadensbehebung zu keiner Erhöhung des 
Budgetansatzes führen. 

Eine Verzögerung des Umzuges aus dem o. g. begrenzten Schaden er-
wartet die Bundesregierung durch den Vorfall nicht. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 

72. Abgeordnete 
Dr. Rosemarie Hein 
(DIE LINKE.) 

Weshalb bleiben die für das Jahr 2017 geplanten 
Ausgaben für das BAföG (267,7 Mio. Euro) deut-
lich hinter den im Gesetzentwurf zum Haus- 
haltsgesetz 2017 prognostizierten Mehrausgaben 
(503 Mio. Euro) für dieses Jahr zurück? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel 
vom 31. Oktober 2016 

Der scheinbare Widerspruch zwischen den im Entwurf des Fünfundzwan-
zigsten Gesetzes zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(25. BAföGÄndG) prognostizierten Mehrausgaben und den deutlich da-
hinter zurückbleibenden für das Haushaltsjahr 2017 geplanten BAföG-
Ausgaben lässt sich wie folgt erklären: 

Gegenstand der Berechnung der durch das 25. BAföGÄndG verursach-
ten Mehrausgaben von 503 Mio. Euro für das Jahr 2017 waren allein die 
durch die Erhöhung der BAföG-Bedarfssätze und -Freibeträge sowie die 
sonstigen Verbesserungen bedingten zusätzlichen Ausgaben, wie sie als 
Förderung auch tatsächlich den Schülerinnen und Schülern sowie Stu-
dierenden unmittelbar aus dem Bundeshaushalt zugutekommen (Ka-
pitel 30 02 Titel 632 50 und 632 51). Um diese zu ermitteln, wurden ei-
nander gegenübergestellt: 

– die hypothetischen BAföG-Ausgaben, wie sie sich ohne die gesetzli-
chen Verbesserungen 2017 dargestellt hätten (Nullvariante) und 

– die für 2017 als das erste volle Wirkungsjahr des 25. BAföGÄndG 
prognostizierten Ausgaben auf der Basis der geänderten BAföG-Re-
gelungen (Leistungsverbesserungen). 

Die Differenz beider Beträge wurde, der üblichen Praxis entsprechend, 
als Mehrausgabenprognose in den Gesetzentwurf übernommen. 
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Die von Ihnen angesprochene geringfügigere Steigerung der gesamten 
BAföG-Titelgruppe im Regierungsentwurf 2017 gegenüber dem Soll 
2016 (267,7 Mio. Euro) der Mehrausgabenprognose aus dem Gesetzge-
bungsverfahren zum 25. BAföGÄndG gegenüberzustellen, ist für eine 
Schlussfolgerung hinsichtlich des Eintritts der prognostizierten Wirkun-
gen ungeeignet und begründet keine Zweifel an der Seriosität dieser 
Prognose. Die bloße Vergleichsbetrachtung der Haushaltsansätze 2016 
und 2017 bietet nämlich keinerlei neue Erkenntnisse für die prognosti-
zierte Wirkung der BAföG-Reform. Sie vernachlässigt vielmehr zwei 
wesentliche Sachverhaltskomplexe. 

Zum einen werden die schon durch die ersten bereits im Jahr 2015 in 
Kraft getretenen Änderungen und die insbesondere durch Anhebung der 
Bedarfssätze und Freibeträge schon zu Beginn des Schuljahres 2016 und 
des Wintersemesters 2016/2017 erzielten Mehrausgabeneffekte der Re-
form bei dieser Betrachtung nicht berücksichtigt. 

Zum anderen würde mit der reinen Differenzbetrachtung der Gesamtan-
sätze 2016 und 2017 die niedrigere Belastung des Bundeshaushalts in 
Kapitel 30 02 Titel 671 50 (Zinszuschüsse, Tilgung und Erstattung von 
Darlehensausfällen an die Kreditanstalt für Wiederaufbau) aufgrund des 
niedrigen Zinsniveaus und der – begründet durch die gute Wirtschafts-
lage – gestiegenen Einnahmen aus Darlehensrückzahlungen völlig aus-
geblendet. In Wirklichkeit schmälert diese positive Entwicklung die tat-
sächliche Mehrausgabenwirkung der Reform natürlich nicht. 

 
73. Abgeordnete 

Sylvia Kotting-Uhl 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Welche konkreten – ggf. abschließenden – Rege-
lungen hat die Bundesregierung zuletzt mit den 
Atomkraftwerke betreibenden Energiekonzernen 
RWE und E.ON und/oder deren (mit anderen Ge-
sellschaftern) gemeinsamer Tochtergesellschaft 
Hochtemperatur-Kernkraftwerk GmbH zur Finan-
zierung von Rückbau und Entsorgung des Tho-
rium-Hoch-Temperatur-Reaktors (THTR) Hamm- 
Uentrop getroffen (bitte ausführlich darlegen), 
und wann genau war dies (Kalenderdatum bitte 
angeben)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller 
vom 31. Oktober 2016 

Mit Schlusszeichnung vom 22. Oktober 2014 ist die zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und dem Land Nordrhein-Westfalen sowie der 
Hochtemperatur-Kernkraftwerk GmbH (HKG) und deren Gesellschaftern 
abgeschlossene dritte Ergänzungsvereinbarung zum Rahmenvertrag 
vom 13. November 1989 zur geordneten Restabwicklung des Projektes 
THTR 300 rechtswirksam geworden. 

Die Vereinbarung regelt die Finanzierung der geordneten Restabwick-
lung für die Zeit von 2010 bis Ende 2022. Zum wesentlichen Regelungs-
inhalt wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1a der Klei-
nen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Bundestags-
drucksache 17/14588) verwiesen. Verhandlungen über die weitere  
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Finanzierung der geordneten Restabwicklung des THTR 300 für den 
Zeitraum nach 2022 sollen im Jahr 2021 beginnen; die Verhandlungs-
führung liegt beim Land Nordrhein-Westfalen. 

Nach den Genehmigungsunterlagen ist der Betrieb zur Erhaltung des Si-
cheren Einschlusses der THTR-Anlage bis 2027 vorgesehen. Damit sollte 
laut Angaben der atomrechtlichen Aufsichts- und Genehmigungsbe-
hörde, des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand 
und Handwerk des Landes Nordrhein-Westfalen (MWEIMH), die radi-
ologische Belastung des beim Rückbau der Anlage eingesetzten Perso-
nals deutlich reduziert werden können; die konkrete Bewertung weiter-
reichender Planungen der Betreibergesellschaft HKG steht ebenfalls un-
ter Genehmigungsvorbehalt. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

74. Abgeordneter 
Niema Movassat 
(DIE LINKE.) 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
daraus, dass die Bayer AG bzw. ihr Tochterunter-
nehmen Bayer CropScience AG das Pflanzen-
schutzmittel Nativo 75 WG nach Informationen 
des European Center for Constitutional and Human 
Rights (ECCHR) in Indien ohne die in Deutsch-
land (teilweise aber auch in Indien) vorgeschrie-
benen Warn- und Anwendungshinweise (darunter 
der Hinweis, dass die Chemikalie möglicherweise 
ungeborenes Leben schädige) vertreibt (www. 
ecchr.eu/de/wirtschaft-und-menschenrechte/ 
agrarindustrie/bayer.html), insbesondere in Anbe-
tracht der Verpflichtungen, die sich aus § 25 des 
Pflanzenschutzgesetzes für pestizidausführende 
Länder ergeben, und vor dem Hintergrund, dass 
die Bundesregierung die Bayer AG im Rahmen 
der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit als 
Partner einsetzt, um Bauern in Entwicklungslän-
dern im sachgerechten und sicheren Umgang mit 
Chemikalien zu schulen, und welche Behörden 
sind nach Kenntnis der Bundesregierung in Nord-
rhein-Westfalen und Deutschland für die Kon-
trolle des ordnungsgemäßen Exports von Agro-
chemikalien (insbesondere die ordnungsgemäße 
Etikettierung sowie die Einhaltung von § 25 
PflSchG) zuständig? 

https://www.ecchr.eu/de/wirtschaft-und-menschenrechte/agrarindustrie/bayer.html
https://www.ecchr.eu/de/wirtschaft-und-menschenrechte/agrarindustrie/bayer.html
https://www.ecchr.eu/de/wirtschaft-und-menschenrechte/agrarindustrie/bayer.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 28. Oktober 2016 

Für die Bundesregierung ist in der deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit die Anwendung der Prinzipien der guten landwirtschaftlichen Pra-
xis im Sinne einer nachhaltigen Landwirtschaft von zentraler Bedeu-
tung. 

Dazu gehören beispielsweise die Förderung der Bodenfruchtbarkeit, die 
Nutzung von Fruchtwechseln, bedarfsgerechte Düngung und die Beach-
tung der Prinzipien des integrierten Pflanzenschutzes. 

Der integrierte Pflanzenschutz (Integrated Pest Management) sieht ne-
ben vielen präventiven Maßnahmen im Bedarfsfall nach Überschreiten 
spezifischer Schadensschwellen von Schadorganismen auch den sachge-
rechten Einsatz von qualitativ hochwertigen Pflanzenschutzmitteln vor. 
Dies ist notwendig, um bei Schädlingsbefall die Erträge und Einkommen 
von Landwirten, insbesondere von kleinbäuerlichen Produzenten, zu si-
chern und die Ernährung der steigenden Weltbevölkerung zu gewähr-
leisten. 

Für die Zulassung und den Export bzw. Import von Pflanzenschutzmit-
teln gelten in Deutschland und der Europäischen Union sowie auch in 
den Partnerländern gesetzliche Rahmen, die selbstverständlich in allen 
Fällen eingehalten werden müssen. 

In Deutschland obliegt die Überwachung des Pflanzenschutzgesetzes 
den Landesbehörden. Sie sind dafür zuständig, Verstößen nachzugehen 
und diese entsprechend zu ahnden. In Nordrhein-Westfalen ist dies der 
Pflanzenschutzdienst der Landwirtschaftskammer in Bonn. Diese wird 
prüfen, ob die Bayer AG gegen Exportregeln für ihr Pflanzenschutzmit-
tel Nativo verstoßen hat. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung setzt sich in seinen landwirtschaftlichen Kooperationsprojek-
ten mit der Privatwirtschaft für einen sachgerechten Einsatz von Pflan-
zenschutzmitteln ein, der Gesundheits- und Umweltrisiken von Beginn 
an minimiert. Entsprechende Schulungen von Produzenten und Beratern 
sind daher integraler Teil solcher Kooperationen mit der Privatwirt-
schaft. 

Für Kooperationen mit der Wirtschaft gilt dabei, dass sie einen klaren 
entwicklungspolitischen Nutzen haben müssen. 

Zusätzlich zu den allgemeinen Vorgaben für Wirtschaftskooperationen 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung ist für den Agrar- und Ernährungssektor seit April 2016 ein 
Referenzrahmen für Entwicklungspartnerschaften im Agrar- und Ernäh-
rungssektor gültig (öffentlich zugänglich unter www.developpp.de/de/ 
content/teilnahmekriterien). 

Der Referenzrahmen stellt unter anderem die ökologische, soziale und 
wirtschaftliche Nachhaltigkeit der Projekte, den Fokus auf die arme 
ländliche Bevölkerung sowie die Beachtung der Grundsätze des inte-
grierten Pflanzenschutzes sicher. Er vereinbart Grundregeln für die An-
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wendung von Pflanzenschutzmitteln und den Umgang mit ihnen. Dar-
über hinaus gibt er vor, dass die Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen 
vollumfänglich sichergestellt wird und die an den Projekten beteiligten 
Landwirte völlige Entscheidungsfreiheit in Bezug auf die eingesetzten 
landwirtschaftlichen Produktionsmittel wie beispielsweise Pflanzen-
schutzmittel, Düngemittel oder Saatgut haben. 

Eine Befürchtung, dass durch Entwicklungspartnerschaften mit der 
Wirtschaft per se negative Auswirkungen für Produzentinnen und Pro-
duzenten entstehen könnten, teilt die Bundesregierung daher nicht. 

 
75. Abgeordneter 

Niema Movassat 
(DIE LINKE.) 

Wie weit sind nach dem Ende des Review-Prozes-
ses bei Addax Bioenergy und dem Verkauf von des-
sen Mehrheitsanteilen am Agrartreibstoffprojekt 
in Makeni/Sierra Leone an Sunbird Bioenergy 
(https://brotfueralle.ch/zukunft-fuer-bauernfamilien- 
bleibt-unklar/) die Überlegungen von Bundesre-
gierung und Deutscher Investitions- und Ent-
wicklungsgesellschaft mbH (DEG) gediehen, in-
wiefern eine weitere Unterstützung der lokalen 
Bevölkerung und der potenziell geschädigten Ge-
meinden „machbar“, „erforderlich“ und „mög-
lich“ sei (siehe Bundestagsdrucksache 18/8747, 
Vorbemerkung der Bundesregierung sowie Ant-
wort zu Frage 33), und inwiefern sieht die Bun-
desregierung die entwicklungspolitische Nach-
haltigkeit des Makeni-Projekts auch in Zukunft 
gewährleistet, insbesondere in Anbetracht der 
großen Zweifel, die der Börsenbeobachterdienst 
ShareProphets an der Seriosität von Sunbird Bio-
energy (www.shareprophets.com/views/17033/ 
f40-china-new-energy-mous-with-sunbird-but- 
who-what-is-it-and-is-it-placing-ahoy) sowie der 
dahinter stehende Finanzinvestor China New 
Energy (www.shareprophets.com/views/21902/ 
filthy-40-china-new-energy-fy15-results-a- 
stinking-pos-festooned-in-red-flags) erheben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 2. November 2016 

Die Produktion von Bioenergie durch Addax Bioenergy in Sierra Leone 
wurde in den letzten Jahren immer weiter zurückgefahren. Der bisherige 
Mehrheitsaktionär AOG hat 75,1 Prozent der Anteile an Addax Bio-
energy (SL) Limited in Sierra Leone an eine von Sunbird Bioenergy Af-
rica Limited geführte Investorengruppe veräußert. Sunbird Bioenergy 
Africa Limited hat angekündigt, die Anlage in Makeni, Sierra Leone, 
weiter zu betreiben und sich zu nachhaltiger Entwicklung bekannt. Die 
neuen Eigentumsverhältnisse bieten nach Ansicht der Bundesregierung 
die Chance, dass an die Anfangserfolge angeknüpft werden kann und die 
Hoffnungen der lokalen Bevölkerung auf eine Weiterführung des Ge-
schäftsmodells erfüllt werden können. Die Bundesregierung begrüßt 
auch, dass die Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft 
mbH (DEG) auf den neuen Investor zugehen wird, um ihre Erfahrungen 
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und Empfehlungen aus dem Projekt, gerade auch im Hinblick auf die 
Einbindung der lokalen Bevölkerung, zu teilen. Eine angemessene Teil-
habe der lokalen Bevölkerung wird für den erfolgreichen Betrieb von 
entscheidender Bedeutung sein.  

Gleichwohl weist die Bundesregierung darauf hin, dass das Darlehen, 
das die DEG an das Unternehmen Addax ausgereicht hatte, seit Dezem-
ber 2015 vollständig durch dessen Mehrheitsaktionär zurückgezahlt 
worden ist. 

Seitdem besteht zwischen der DEG und Addax in Bezug auf die Finan-
zierung keine vertragliche Kundenbeziehung mehr. 

 

Berlin, den 4. November 2016
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